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LIEBE LESER*INNEN,
vor 35 Jahren, im Juni 1982, zogen zum ersten Mal GRÜNE 
Abgeordnete in die Bezirksversammlung Hamburg-Nord ein. 
Seit 35 Jahren gestalten wir GRÜNE nun schon verantwort-
lich den schönsten Hamburger Bezirk mit.  

Als wir uns vor 5 Jahren zum ersten Mal aufmachten, unse-
re politische Arbeit der letzten 30 Jahre zu dokumentieren, 
hatte die damals veröffentlichte Broschüre einen Umfang 
von 68 Seiten. Die Ihnen mit diesem Heft vorliegende Fort-
setzung der Dokumentation unserer Arbeit hat einen etwas 
größeren Umfang - wohlgemerkt nur für die letzten fünf 
Jahre! Das zeigt, mit welch hohem Engagement meine Frak-
tion in den letzten Jahren Politik in und für Hamburg-Nord 
gemacht hat.
Diese Broschüre ist sicherlich nicht nur für uns politisch na-
hestehende Personen interessant. Hier wird auch ein Stück 
weit die Geschichte unseres gesamten Bezirks festgehalten.
Bei den letzten Bezirkswahlen 2014 erzielten wir mit 21,1 
Prozent ein sehr gutes Ergebnis. 11 Abgeordnete setzen 
jetzt GRÜNE Politik in der Bezirksversammlung um. Waren 
wir zuvor in der Opposition im Bezirk, gestalten wir seit 
Mai 2014 nun gemeinsam mit der SPD die Geschicke in 
Hamburg-Nord. Unser Fokus liegt dabei natürlich auf der 
sozial-ökologischen Erneuerung unseres Bezirks. Wir wer-
ben für den Umstieg vom Auto auf den Umweltverbund 
(ÖPNV, Radverkehr, Fußverkehr). Mit den Fahrradstraßen an 
der Alster und vor allem am Leinpfad werden langjährige 
GRÜNE Forderungen endlich umgesetzt. Wir entwickeln 
die Quartiere nachhaltig weiter und wir fördern vor allem 
Sportvereine und Kulturschaffende. Diese sind integrative 
wie kreative Stützen unserer Gesellschaft! Die Schaffung 
eines Fonds für interkulturelle Kulturprojekte sowie eines 
Fonds für Sportprojekte mit Geflüchteten konnten wir nur 
umsetzen, weil wir uns mit der SPD auf eine Koalition ver-
ständigt haben.
Wir haben in den vergangenen Jahren aber auch lernen dür-
fen, dass es nicht reicht, in der Bezirksversammlung  eine 
Mehrheit zu haben, um wirklich etwas zu verändern. Wir 
müssen nicht nur die Bürger*innen von Maßnahmen über-
zeugen, auch die Verwaltung müssen wir vereinzelt in ih-
rem alltäglichen Handeln motivieren, neue Wege zu gehen. 
Wir müssen Senatsbehörden überzeugen, dass Fragen zur 
Lösung verkehrlicher Probleme nicht nur aus dem Blick-

winkel des Wirtschaftsverkehrs zu beantworten sind. Und 
wir müssen auch an der einen oder anderen Stelle schlicht 
feststellen, dass manches wünschenswert, aber leider nicht 
finanzier- oder durchsetzbar ist.
Trotz dieser Rahmenbedingungen und der begrenzten Kom-
petenzen der Bezirksversammlungen ist es uns immer wie-
der gelungen, auch stadtweite Debatten anzustoßen: Sei es 
um die nicht mehr verantwortbare Ehrung des Steigbügel-
halters Hitlers, Paul von Hindenburg, sei es um Tempo 30 
oder um die Lärm- und Luftbelastung in unserer Stadt. Und 
so kann ich versprechen, dass wir auch in den kommenden 
Jahren mit großer Tatkraft und Leidenschaft, aber auch mit 
dem notwendigen Augenmaß  für eine sozial-ökologische 
Reformpolitik streiten werden.
Ein ganz besonderer Dank gilt an dieser Stelle all jenen 
Menschen, die ehrenamtlich für uns GRÜNE in der Bezirks-
versammlung oder ihren Ausschüssen Politik machen oder 
gemacht haben. Gerade GRÜNE Politik lebt von diesem eh-
renamtlichen Engagement.
Gerne ermuntere ich Sie,  mit uns Kontakt aufzunehmen, 
wenn Sie Fragen, Wünsche oder Anregungen haben. Wir 
freuen uns immer über anregende Gespräche und neue 
Ideen.
Wir wollen auch die nächsten 35 Jahre Hamburg-Nord sozial 
und ökologisch voranbringen und freuen uns dabei auf Ihre 
Unterstützung!

Herzlichst
Ihr
Michael Werner-Boelz 
Fraktionsvorsitzender

VORWORT
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HFÜR DREI WOCHEN  
ABGEORDNETER
Anfang April 2015 rückte René Gögge, 
der zuvor schon von 2008-2014 Be-
zirksversammlungsmitglied gewesen 
war, für Sabine Bill in die Bezirksfrak-
tion nach. Bereits zwanzig Tage später 
folgte er Dr. Eva Gümbel, die Staatsrä-
tin wurde und daher ihr Mandat nie-
derlegen musste, in die Bürgerschaft 

nach. Die Sitzung der Bezirksver-
sammlung am 10. April blieb somit 
seine erste und letzte in der Legislatur.
In der Geschichte der GRÜNEN Frak-
tion war er damit allerdings nicht der 
am kürzesten amtierende Abgeordne-
te: 1993 war Volker Strantz für 16 Tage 
Bezirksabgeordneter.

DEMOKRATIE LEBEN: GEMEINSAM ANS ZIEL
Was gebraucht wird, um das Leben in den Stadtteilen zu ver-
bessern, wissen die Menschen vor Ort am besten. Deshalb ist 
es den GRÜNEN wichtig, die Entscheidungen der bezirklichen 
Arbeit auf Beteiligung aufzubauen. In Stadtteilgremien wie 
beispielsweise Regionalausschüssen und Stadtteilräten nut-
zen Bürger*innen die Gelegenheit, sich aus erster Hand zu 
informieren und eigene Sichtweisen zu äußern. Die GRÜNEN 
legen großen Wert darauf, unterschiedliche Interessen klar zu 
benennen und Prozesse transparent zu machen. Sie verstehen 
Bürgerbeteiligung als Grundlage ihrer politischen Arbeit.

Wie SPD und GRÜNE schon in ihrer Koalitionsvereinba-
rung festgehalten haben, lebt Demokratie davon, dass die 
Bürgerinnen und Bürger sich nicht nur an Wahlen beteiligen, 
sondern darüber hinaus auch ihre vielfältigen Erfahrungen 
und Kenntnisse in die Entscheidungsprozesse einbringen. 
Grundvoraussetzung für eine gelungene Beteiligung ist 
Transparenz. Daher sollen Transparenz und Beteiligung we-
sentliche Eckpfeiler der bezirklichen Politik der kommenden 
Jahre werden.

Im Februar 2015 debattierte die Bezirksversammlung über 
das Thema „Bürgerbeteiligung im Bezirk Hamburg-Nord“. Die 
Bezirkskoalition hatte einen Antrag vorgelegt, der vorsieht, 
einen öffentlichen Prozess zur Entwicklung von Leitlinien für 
eine bessere Bürgerbeteiligung zu starten. Die Vergangenheit 
hat gezeigt, dass zum Beispiel die gesetzlich vorgeschriebenen 
Beteiligungsschritte bei der Aufstellung von Bebauungsplä-
nen vielen Betroffenen nicht ausreichen. Hinzu kommt, dass 
die Öffentlichkeit meist erst beteiligt wird, wenn die Träger 
öffentlicher Belange, also Bezirk, Feuerwehr, Polizei, Stadtent-
wässerung etc., sich bereits abgestimmt haben und es somit 
im Rahmen der öffentlichen Plandiskussion oder der Ausle-
gung des fertigen Plans nur noch um Detailkorrekturen geht.

Michael Werner Boelz, Vorsitzender der GRÜNEN Frakti-
on, verdeutlicht, worum es den GRÜNEN geht: „Eines haben 
die vielen Diskussionen der letzten Jahre um Bauprojekte im 
Bezirk deutlich gezeigt: Bürgerinnen und Bürger wollen bei 

der Gestaltung ihrer Stadt mitreden. Diese berechtigten In-
teressen haben Grüne und SPD aufgegriffen. Deshalb nimmt 
in der Koalitionsvereinbarung das Thema ‚Beteiligung‘ einen 
zentralen Platz ein.“ 

Konkret sollen nach dem Vorschlag von SPD und Grünen 
Initiativen, Vereine und Verbände, die interessierte Bevölke-
rung, Stadtteilräte und Bürgervereine sowie Verwaltung und 
Bezirkspolitik gemeinsam unter Beteiligung von Expertinnen 
und Experten „Leitlinien einer besseren Bürgerbeteiligung 
im Bezirk Hamburg-Nord" aufstellen.

„Wir wünschen uns einen offenen Prozess, der von einem 
breiten Querschnitt der Bevölkerung begleitet und gestaltet 
wird. Dabei sollte auch geklärt werden, wie eine frühzeitige Be-
teiligung organisiert werden kann, damit auch dort erarbeitete 
Handlungsalternativen in die Planungen einfließen können.

Für uns ist wichtig: Die Bürgerinnen und Bürger sollen ech-
ten Einfluss auf Entscheidungen haben! Die gesetzlich vorge-
schriebene öffentliche Auslegung beispielsweise von Bebau-
ungsplänen kommt für die Diskussion von grundsätzlichen 
Änderungswünschen meist zu spät. Das wollen wir durch eine 
sehr frühzeitige Einbeziehung der Bevölkerung ändern“, so  
Michael Werner-Boelz.

In 2015 kam eine neue große Herausforderung auf die 
Bezirkspolitik zu: die Schaffung von Wohnmöglichkeiten für 
Geflüchtete. Diese dringende Thematik hat viele Kapazitäten 
in der Verwaltung gebunden, so dass Themen wie das der 
verbesserten Bürgerbeteiligung vorübergehend zurückge-
stellt werden mussten. Doch gleichzeitig hat sich bereits 
eine neue Form der Einbeziehung von Anwohner*innen und 
zukünftigen Nutzer*innen etabliert, die an einem viel frühe-
ren Zeitpunkt als bisher üblich ansetzt. Erstmals wurde beim 
Neubauprojekt „Mesterkamp“ diese Art der Einbeziehung 
erfolgreich praktiziert. Der Stadtentwicklungsausschuss hat 
im Frühjahr 2017 mit der Verwaltung einen regelmäßig wie-
derkehrenden Austausch über das Thema Bürgerbeteiligung 
vereinbart.
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DAS LEBEN IM STADTTEIL VERBESSERN,  
DEN BEZIRK STÄRKEN: DIE BEZIRKSVERSAMMLUNG

Die Bezirkspolitik trifft viele praktische Entscheidungen, 
die das persönliche Umfeld der Bürger*innen in Hamburg-
Nord betreffen: Zum Beispiel wie in der Nachbarschaft ge-
baut wird, in welchem Zustand die Rad- und Gehwege sind 
und wie es im Park nebenan aussieht. Seit 35 Jahren setzen 
sich die GRÜNEN in Hamburg-Nord für die Menschen in 
ihrem Bezirk ein. Als gewählte Bezirksabgeordnete in der 
Bezirksversammlung (BV) nehmen sie Einfluss, sie wählen 
die Bezirksamtsleitung und sie formulieren die politischen 
Interessen des Bezirks gegenüber der Landespolitik, also 
dem Hamburger Senat. Die Entscheidungen in der BV und 
in den einzelnen Ausschüssen gestalten Leben und Woh-
nen, Umwelt, Mobilität und soziale Wirklichkeit.

Der Bezirk Hamburg-Nord hat rund 300.000 
Einwohner*innen (Quelle: Statistisches Amt für Hamburg 
und Schleswig-Holstein, Stand: 31.12.2015) in dreizehn 
Stadtteilen: Alsterdorf, Barmbek-Nord, Barmbek-Süd, Duls-
berg, Eppendorf, Fuhlsbüttel, Groß Borstel, Hoheluft-Ost, 
Hohenfelde, Langenhorn, Ohlsdorf, Uhlenhorst und Winter-
hude. Die Mitglieder der GRÜNEN Fraktion leben in den 
verschiedensten Stadtteilen des Bezirks und sind daher 
mitten im Geschehen. Weil aber jede*r Einwohner*in ei-
nen ganz persönlichen Blick auf ihr oder sein Umfeld hat, 
ist der Austausch mit den Bürger*innen vor Ort und ihre 
Mitwirkung wichtig, um das Leben in den Stadtteilen zu 
verbessern. Denn darum geht es in der Kommunalpolitik.

Die GRÜNEN setzen sich für einen starken Bezirk ein, 
der seinen wichtigen Aufgaben nachkommen kann: in der 
Kinder- und Jugendhilfe, bei den sozialen Diensten, in der 
Stadt- und Bauplanung, bei der Pflege von Grünanlagen. 
Der Senat hat den Bezirken in den vergangenen Jahren 
zusätzliche Aufgaben zugewiesen, aber nicht immer auch 
gleichzeitig Mittel für ausreichendes Personal. Deshalb 
können die Bezirke wichtige Aufgaben nicht mehr optimal 
wahrnehmen. Kürzungen in der Erziehungshilfe und für 
Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit verschär-
fen soziale Problemlagen eher und sind familienunfreund-
lich. Die GRÜNEN wollen den Bezirk wieder handlungsfä-
hig machen.

Die 51 Abgeordneten in der Bezirksversammlung 
(BV), die alle ehrenamtlich tätig sind, verstehen sich als 
Mittler*innen zwischen den Bürger*innen und der Verwal-
tung auf Bezirks- und Landesebene. Sie sind Ansprechper-
sonen vor Ort für die vielfältigen Probleme und Wünsche 
der Menschen, die in Hamburg-Nord leben und arbeiten.

Einmal im Monat, außer in den Schulferien, findet eine 
BV-Sitzung statt. Zu Beginn jeder Sitzung gibt es eine 
„Bürgerfragestunde“, in der die Bürger*innen zu ihnen 
wichtigen Themen Fragen an die Fraktionen richten kön-
nen. Darüber hinaus führen die BV oder der entsprechende 
Fachausschuss öffentliche Anhörungen zu einzelnen The-
men und Fragestellungen durch. Im Bezirksamt in Eppen-

dorf hat auch die Bezirksversammlung Hamburg-Nord ih-
ren Sitz.

In den Stadtteilgremien wie beispielsweise den Re-
gionalausschüssen und Stadtteilräten sowie in Gesprä-
chen vor Ort und in neuen Beteiligungsformaten können 
Anwohner*innen Probleme benennen. Gemeinsam soll die 
bestmögliche Lösung gefunden werden. Die GRÜNEN le-
gen großen Wert darauf, Bürgerbeteiligung transparent zu 
organisieren und unterschiedliche Interessen klar zu be-
nennen. Die Erfahrung zeigt, dass so gefundene Lösungen 
oft besser sind und vor Ort eher mitgetragen werden. Be-
teiligung ist für die GRÜNEN ein Gewinn und die Grundla-
ge erfolgreicher Arbeit.

REGIONALAUSSCHÜSSE DER 
BEZIRKSVERSAMMLUNG  
HAMBURG-NORD

	 Barmbek-Uhlenhorst-Hohenfelde-Dulsberg

	� Eppendorf-Winterhude (mit Hoheluft-Ost)

	� Fuhlsbüttel-Ohlsdorf-Langenhorn- 
Alsterdorf-Groß Borstel

FACHAUSSCHÜSSE DER  
BEZIRKSVERSAMMLUNG  
HAMBURG-NORD

	� Bildung, Kultur und Sport

	� Haushalt

	� Jugendhilfe

	� Soziales, Gesundheit und Integration

	� Stadtentwicklung

	� Umwelt, Verkehr und Verbraucherschutz

	� Wirtschaft und Arbeit

	� Vergabe (nicht öffentlich)
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Wenn die Emotionen hochkochen, dann heißt es „Tief 
durchatmen!“. Das gilt auch für die Sitzungen des Re-
gionalausschusses Eppendorf-Winterhude, weiß Sina 
Imhof aus Erfahrung. Seit 2014 ist die Juristin, Jahrgang 
1979, Mitglied der Bezirksversammlung Hamburg-Nord 
und des Regionalausschusses Eppendorf-Winterhude, 
dessen monatliche Sitzungen sie als Vorsitzende leitet. 
Dabei diskutieren nicht nur die Abgeordneten der Par-
teien, auch die Bürger*innen haben im Rahmen der öf-
fentlichen Sitzung die Möglichkeit, ihre Meinung zu äu-
ßern. Als es im Februar 2017 um die Vorstellung einer 
geplanten Flüchtlingsunterkunft ging, wurde der Vor-
sitz zur Herausforderung: „Dann ist es meine Aufgabe, 
darauf zu achten, dass die Regeln der Höflichkeit einge-
halten werden und die Stimmung nicht explodiert“, so 
beschreibt es Imhof.
Dass Bürgernähe und breit aufgestellte Beteiligung in 
Stadtteil und Bezirk an Bedeutung gewinnen, sieht sie 
sehr positiv. Es gebe gute Verfahren, die noch mehr als 
bisher publik gemacht werden müssten. Gleichzeitig 
stellt sie fest: „Alle Beteiligten stehen am Anfang eines 
Lernprozesses.“ Das heißt: eine Verwaltung, die mehr Zeit 
für die Planungsphase einkalkulieren und verstärkt Prä-
sentationskompetenz zeigen müsse. Eine Bezirkspolitik, 
die mehr erklären müsse: Welche Vorschriften gibt es? 
Was ist rechtlich möglich? Auch um Verständnis dafür zu 
wecken, dass sie in vielen Belangen zwar Anregung ge-
ben, aber keine verbindlichen Vorgaben machen könne. 
Und Bürger*innen, die verstehen müssten, dass ein Ein-
zelinteresse kein Handlungsmaßstab sein könne. „Das 

Ergebnis aus vielen verschiedenen Meinungen ist immer 
ein Kompromiss“, betont Imhof, die „streckenweise sehr 
konstruktive Diskussionen“ beobachtet. Sie sieht es auch 
als ihre eigene Aufgabe an, die Arbeit des Ausschusses 
noch bekannter zu machen und noch mehr Bürger*innen 
zur aktiven Beteiligung zu ermutigen.
„Der Regionalausschuss ist mein Baby!“, sagt Sina Im-
hof. Und weil die Themenvielfalt so groß ist und sie 
Wert darauf legt, jede Sitzung, jeden Beschluss nach-
zuverfolgen, damit ihr „nichts durch die Lappen geht“, 
sie darauf achtet, ob Dinge erledigt werden, wenn nötig 
auch wieder nachhakt, ist der Zeitaufwand, den sie als 
ehrenamtliche Bezirksabgeordnete hat, groß. „Die Sit-
zungen finden am frühen Abend statt und für mich als 
Mutter von zwei Kleinkindern ist das ein Jonglieren mit 
vielen Bällen“, gibt sie einen Einblick in ihren Alltag. 
Wenn am Jahresanfang der Sitzungsplan herausgege-
ben wird, setzen sie und ihr Mann sich zusammen und 
organisieren sich auf Monate im Voraus. „Es gibt wenig 
weibliche Abgeordnete mit kleinen Kindern“, stellt Im-
hof fest, auch die 15 Euro, die die Bezirksverwaltung 
pro Sitzung und Kind für die Kinderbetreuung zahlt, 
ändern daran nichts.
Ihr Weg dorthin ist aus ihrem Interesse an der Umwelt 
erwachsen: Die gebürtige Siegburgerin - „ich bin eine 
rheinische Frohnatur, kann gut quasseln“ - absolvierte 
nach der Schule ein Freiwilliges Ökologisches Jahr. 
Für das Jura-Studium mit Schwerpunkt Umweltrecht 
kam sie 2000 nach Hamburg, wo sie acht Jahre später 
Mitglied der GRÜNEN wurde. Als sie 2011 nach Hohe-
luft-Ost zog, nahm sie das Angebot an, als zugewählte 
Bürgerin dem Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport 
anzugehören. Sie finde es spannend zu sehen, wie der 
große Verwaltungsapparat funktioniere, sagt sie. Au-
ßerdem mache es Spaß, selbst Akzente zu setzen. Ihre 
Devise: „Nicht meckern, sondern sich engagieren!“ 
Als Bereicherung empfindet sie die Zusammenarbeit 
innerhalb der Fraktion. „Unser Klausurwochenende in 
Bremen zum Beispiel hat wieder gezeigt, dass wir eine 
gute Gruppe sind. Es gab viel Austausch und Inspirati-
on, auch mit den Bremer Kollegen und dem ADFC, und 
man sitzt über die Arbeitsebene hinaus zusammen.“
Wo sie sich in Zukunft sieht? Politisch weitermachen 
wolle sie auf jeden Fall, ist sie sich sicher. Aber wo der 
Weg genau hinführe, das sei nicht planbar. „Ich lasse 
es einfach auf mich zukommen“, meint Sina Imhof, die 
nicht zuletzt als wissenschaftliche Mitarbeiterin an der 
Uni tätig ist, ihre Promotion auf den Weg bringt und 
sich eine Laufbahn im öffentlichen Dienst vorstellen 
kann. Einen Einblick hat sie ja bereits.

SINA IMHOF:  
HAT IHR  
„EXPLOSIVES 
BABY“ IM GRIFF 
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Besuch in den Prinzessinnengärten, Berlin

BESINNLICHE MOMENTE
IN KLAUSUR: WAS WAR, WAS KOMMT
Einmal im Jahr zieht sich die Bezirksfraktion für ein Wochen-
ende zurück: Die Klausurtagung steht an. Gemeinsam mit 
dem Kreisvorstand und den Bürgerschaftsabgeordneten 
aus dem Bezirk werden dann über drei Tage insbesondere 
die programmatischen Schwerpunkte für die Zukunft erar-
beitet. Dabei werden zentrale Ziele wie zum Beispiel die 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum, der Ausbau des 
Radverkehrs, die Stärkung des öffentlichen Personennah-
verkehrs oder die Förderung von Kultur konkretisiert und 
auf Einzelprojekte heruntergebrochen. Ebenso wird die Rol-
le der Fraktion innerhalb der Bezirksversammlung bespro-
chen – ob als Regierungspartei oder in der Opposition.

Im niedersächsischen Gülstorf/Amt Neuhaus fand im Jahr 
2013 die Klausurtagung mit Blick auf die im Jahr darauf 
folgende Wahl zur Bezirksversammlung statt. „Wir haben 
ein arbeitsintensives und erfolgreiches Wochenende hin-
ter uns. Als Ergebnis halten wir fest: Wir wollen den Bezirk 
sozial und ökologisch erneuern. Sowohl personell als auch 
inhaltlich gut aufgestellt gehen wir in die kommenden 13 
Monate bis zur Wahl“, zog der Fraktionsvorsitzende Michael 
Werner-Boelz Bilanz. Zielsetzung für die Wahl 2014 sei die 
soziale und ökologische Erneuerung des Bezirks. Gleich-
zeitig blickt die GRÜNE Fraktion im Rahmen ihrer Klausur 
auch auf ein politisch erfolgreiches Jahr zurück.

Fraktions-Gruppenbild bei den Klausuren (v.l.n.r) 2013 (Amt Neuhaus), 2014 (Rostock), 2015 (Berlin) und 2017 (Kiel)

Bei GRÜNEN Klausuren wird immer hart gearbeitet – aber auch mal Fußball-WM geschaut und viel gelacht

FRAKTIONSKLAUSUR 
2015 IN BERLIN 
Die GRÜNE Fraktion verbrachte Ende September ein in-
tensives Wochenende in der Hauptstadt. Im Rahmen der 
Klausur beschäftigten sich die 11 Abgeordneten unter 
anderem mit Verkehrsthemen und besuchten das sozi-
ale und Urban Gardening-Projekt „Prinzessinnengärten“. 
Auch diente das Wochenende zum besseren Kennen-
lernen, denn der Fraktion gehören aufgrund verschie-
dener Wechsel vier Abgeordnete erst seit kurzem an. 
Spannend war auch der Austausch mit Kolleginnen der 
Bezirksfraktionen von Berlin-Mitte und Friedrichshain-
Kreuzberg, der viele neue Ideen für politische Initiativen 
hervorbrachte.
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MIT SCHWUNG IN DIE NÄCHSTEN 30 JAHRE
Ein besonderes Jubiläum galt es im Jahr 2012 zu feiern: Die 
GRÜNE Fraktion in der Bezirksversammlung Hamburg-Nord 
(BV) feierte ihr 30-jähriges Bestehen – seit 1982 ist sie durch-
gehend in der BV vertreten. Zu den Gästen, die der Bezirksfrak-
tion gratulierten, gehörten unter anderem Finanzsenator Dr. 
Peter Tschentscher, Polizeipräsident Wolfgang Kopitzsch, Be-
zirksamtsleiter a.D. Mathias Frommann, die Bürgerschaftsab-
geordneten Jens Kerstan, Dr. Eva Gümbel, Katharina Fegebank, 
Olaf Duge, Dr. Till Steffen, Dr. Anjes Tjarks (alle GRÜNE) und 
Anja Domres (SPD) sowie viele Mitglieder und die Vorsitzen-
den der Bezirksfraktionen von SPD (Thomas Domres), CDU (Dr. 
Andreas Schott) und FDP (Claus-Joachim Dickow). Auch viele 
ehemalige Mitglieder einer der bisher insgesamt elf GRÜNEN 
Bezirksfraktionen waren zum Empfang im Barmbek°Basch er-
schienen. Dr. Willfried Maier, GRÜNER Stadtentwicklungssena-
tor a.D., warf im Wechsel mit Gesangseinlagen des eigens ge-

gründeten GRÜNE-Nord-A-capella-Quartetts einen launigen 
Blick in die Geschichte – inklusive kritischer Reflexion und 
der Hervorhebung grüner Erfolge. Der langjährige frühere BV-
Abgeordnete Rainer Scheppelmann rundete das Programm 
mit einer Klavierdarbietung des Beatles-Songs „With a little 
help from my friends“ ab. Zur Feier des Jubiläums wurde auch 
eine umfangreiche Broschüre unter dem Titel „30 Jahre GAL-
Fraktion Hamburg-Nord präsentiert“.
Michael Werner-Boelz fasste zusammen: „Ich freue mich, 
dass an diesem Abend trotz der starken Konkurrenz durch 
die Fußball-EM-Eröffnung so viele Kolleginnen und Kollegen 
aus Bezirk und Land, aber auch viele gesellschaftliche Ak-
teure mit uns gefeiert haben. Wir werden – wie sicher nicht 
nur von Willfried Maier gewünscht – auch weiterhin für eine 
sachorientierte und verlässliche Politik für die Bürgerinnen 
und Bürger im Bezirk stehen."

Broschüre zum 30. Jubiläum  
der Fraktion.

 
Download unter  

gruenlink.de/1bv1
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MOBILITÄT

VORFAHRT FÜR  
UMWELTFREUNDLICHE  
MOBILITÄT

Die Verkehrspolitik ist ein wesentliches Handlungsfeld 
der Bezirkspolitik, denn jede Bürgerin, jeder Bürger ist 
täglich unterwegs: zu Fuß zur Bushaltestelle, mit dem 
Rad zum Einkaufen, mit der U-Bahn zum Sport oder mit 
dem Auto zu Kunden. Die GRÜNEN behalten die alltäg-
lichen Probleme aller Verkehrsteilnehmer*innen im Auge. 
Sie setzen sich unter anderem ein für mehr Verkehrssi-
cherheit, Tempo 30, Fahrradstellplätze, barrierefreie Geh-
wege und die Verringerung der Lärm- und Luftbelastung 
durch den motorisierten Verkehr.
Die Verkehrspolitik der GRÜNEN Fraktion Nord findet 
in der ganzen Stadt Beachtung: Das gilt sowohl für die 

Umwandlung von Straßen entlang der Außenalster in 
Fahrradstraßen als auch für die Entwicklung der Idee 
eines Radschnellwegs von Alsterdorf nach Norderstedt 
oder für die Diskussion um Klagemöglichkeiten von 
Anwohner*innen auf Tempo 30 an durch Lärm und Luft-
verschmutzung belasteten Straßen. Mit Veranstaltungen 
und Aktionen laden die GRÜNEN dazu ein, sich zu in-
formieren, mitzureden und Mobilität einmal anders zu 
denken.
Nachfolgend findet sich eine kleine Auswahl der GRÜ-
NEN Aktivitäten der letzten fünf Jahre, die keinen An-
spruch auf Vollständigkeit erhebt.









TEMPO 30:  
MIT SICHERHEIT!
Zahlreiche Unfälle in der durch den Stadtpark führenden Otto-
Wels-Straße, zuletzt im April 2015, hatten die GRÜNEN dazu 
veranlasst, den Senat zur Verkehrssituation vor Ort zu befragen. 
Als Ergebnis dieser Anfrage hat die Straßenverkehrsbehörde 
dort inzwischen Tempo 30 angeordnet sowie zur Verbesse-
rung der Sicht die Beleuchtung prüfen lassen. Stellplätze, die 
zu nahe an den Zebrastreifen liegen, sollen entfernt werden.

Thorsten Schmidt, verkehrspolitischer Sprecher der GRÜ-
NEN, freut sich: „Die Straßenverkehrsbehörde hat unsere An-
frage zum Anlass genommen, den Unfallschwerpunkt Otto-
Wels-Straße zu entschärfen. Wir begrüßen sehr, dass durch 
die Anordnung von Tempo 30 zwischen 6 und 22 Uhr und 

begleitende Maßnahmen künftig mehr Sicherheit für alle 
Verkehrsteilnehmenden herrschen wird. Positiver Neben- 
effekt ist, dass die Verringerung der Geschwindigkeit, die 
auch weniger Lärm bedeutet, der Erholung der Bürgerinnen 
und Bürger dienen wird.“ 

HAMBURGER*INNEN WERDEN UM DEN 
SCHLAF GEBRACHT
Insgesamt 92 Straßenzüge im Be-
zirk Hamburg-Nord sind nachts so 
verlärmt, dass die dort wohnenden 
Menschen gesundheitliche Beein-
trächtigungen befürchten müssen. 
Spitzenreiter ist die Hamburger Stra-
ße in Barmbek, an der bis zu 69 dB(A) 
ermittelt wurden. Das ergab im Jahr 
2015 eine Anfrage der GRÜNEN Be-
zirksfraktion an den Senat. 
Die GRÜNEN wollten wissen, an wel-
chen Straßen nachts ein Wert von 

der von Hamburg festgelegte Wert, ab 
dem Maßnahmen zur Lärmminderung 
ergriffen werden sollen. Christoph 
Reiffert, umweltpolitischer Sprecher 
der GRÜNEN, erläuterte: „Hamburg 
hat ein Lärmproblem, das zum größ-
ten Teil auf dem Straßenverkehr be-
ruht. Aufgrund von EU-Vorgaben wird 
schon seit langem im Rahmen der 
Lärmaktionsplanung nach Lösungen 
gesucht. Doch mehr als einige wenige 
Pilotprojekte sind bislang nicht daraus 
entstanden. Unsere Anfrage zeigt: Hier 
muss nun endlich schneller gehandelt 
werden! Denn besonders nächtlicher 
Lärm macht krank: Menschen, die 
dadurch an Schlafstörungen leiden, 
haben ein höheres Risiko zu erkran-
ken. Nach dem Rauchen ist Lärm der 

der zweitgrößte Risikofaktor für einen 
Herzinfarkt!"
Die Lage ist in der Praxis noch dra-
matischer als die Zahlen der Anfrage 
zeigen, da Hamburg von dem offiziell 
vom Sachverständigenrat der Bundesre-
gierung für Umweltfragen vorgeschla-
genen Grenzwert für Maßnahmen von 
55 dB (A) nachts abweicht – denn sonst 
wären praktisch alle Hauptverkehrsstra-
ßen betroffen. Thorsten Schmidt, ver-
kehrspolitischer Sprecher der GRÜNEN, 
forderte deshalb: „Hamburg darf nicht 
länger nur prüfen, sondern muss end-

lich handeln! Das Beispiel Berlin zeigt, 
dass es ganz einfach sein kann: Dort gilt 
an immer mehr großen Straßen nachts 
ein Tempolimit von 30 km/h – übrigens 
ohne, dass der Wirtschaftsverkehr zu-
sammenbricht. Nicht nur bei den An-
wohnerinnen und Anwohnern, sondern 
insgesamt haben diese Maßnahmen 
eine hohe Akzeptanz und bringen tat-
sächlich messbare Erleichterungen.“ 
Die EU-Umgebungsrichtlinie fordert 
die Aufstellung von Lärmaktionsplä-
nen zur „Regelung der Lärmprobleme“ 
(§47d Bundes-Immissionsschutzge-
setz). Zu diesem Zweck wurden in al-
len Hamburger Bezirken im Jahr 2009 
Lärmforen veranstaltet. Eine gutach-
terliche Bewertung der Ergebnisse 
des Lärmforums im Bezirk HH-Nord 
wurde im November 2009 vorgestellt. 
Die Ergebnisse der Lärmforen sind im 
Strategischen Lärmaktionsplan (LAP) 
zusammengefasst. Inzwischen liegt 
der LAP Stufe 3 vor, der einzelne Pilot-
maßnahmen vorsieht. Beide für Ham-
burg-Nord vorgesehenen Maßnahmen 
(Fuhlsbüttler Straße und Braamkamp) 
konnten wegen des Busbeschleuni-
gungsprogramms des Senats bzw. we-
gen Schwierigkeiten mit dem Denk-
malschutz letztlich nicht in die Praxis 
umgesetzt werden. 

Tag und Nacht besonders laut:  
Die Hamburger Straße

Die Otto-Wels-Straße im Stadtpark
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RUNTER VOM 
GAS VOR KITAS 
UND SCHULEN
Sichere Wege zu Kita und Schule sind 
ein häufig wiederkehrendes Thema 
in der Bezirkspolitik. Bis Ende 2016 
lehnte der Senat allerdings die Ein-
richtung von geschwindigkeitsbe-
grenzten Abschnitten fast immer als 
aus seiner Sicht nicht umsetzbar ab. 
Zum Beispiel als Rot-Grün im Sommer 
2016 einen Antrag auf Tempo 30 vor 
der Grundschule Alsterdorfer Straße 
39 stellte: Schon damals wurde aber 
signalisiert, dass nach einer Gesetzes-
änderung hohe Bereitschaft bestehe, 
die Maßnahme anzuordnen. Seite 
Ende 2016 erleichtert tatsächlich 
eine Änderung der Straßenverkehrs-

30-Abschnitten vor Schulen, Kitas, Se-
nioren- und Pflegheimen. Im Februar 
2017 packten die GRÜNEN das Thema 
erneut an: Die rot-grüne Bezirkskoali-
tion beantragte, auf drei Teilstrecken 
vor Schulen, Kitas und Einrichtungen 
der Behindertenhilfe in Groß Borstel 
Tempo 30 einzuführen. Dazu sagte 
Michael Werner-Boelz, GRÜNER Frak-
tionsvorsitzender: „Wir unterstützen 
sehr gerne die Forderung des Kom-
munalvereins Groß Borstel, vor di-
versen Einrichtungen im Stadtteil die 
Fahrgeschwindigkeit zu verringern. 
Wir werden nun erstmals erfahren, 
wie die zuständigen Behörden die 
neuen Rechtsvorschriften in der Pra-
xis handhaben werden.“

Michael Werner-Boelz und Sina Imhof  
vor der Schule Alsterdorfer Straße
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GESUNDHEIT VOR SCHNELLIGKEIT SETZEN:
GRÜNE FORDERN SENKUNG DER LUFTBELASTUNG 
Die Luftreinhaltung ist ebenfalls ein Thema, das die GRÜNEN 
im Bezirk Hamburg-Nord kontinuierlich verfolgen. Vor allem die 
Ergebnisse der städtischen Luftmessstation an der Habichtstra-
ße in Barmbek bieten immer wieder Angriffsfläche.

Anfang 2016 forderte die GRÜNE Fraktion Hamburg-Nord 
in einer Anfrage den Senat erneut zu einer Stellungnahme auf. 
Hintergrund war die nach wie vor andauernd hohe Belastung 
der Luft an der Habichtstraße insbesondere mit Feinstaub und 
Stickstoffdioxid (NO2). Christoph Reiffert, Sprecher für Umwelt-
politik der GRÜNEN Fraktion Nord, wies darauf hin: „Schon 2012 
hat meine Fraktion beantragt, konkrete Maßnahmen zur Ver-
besserung der Belastungssituation an der Habichtstraße zu er-
greifen. Der Senat zog sich damals darauf zurück, dass der städ-
tische Luftreinhalteplan überarbeitet werde. Wir fragten 2014 
erneut nach, doch obwohl bis dahin keine wirkliche Verbesse-
rung eingetreten war, blieben die Behörden bei ihrer Ansicht. 
Dass das nicht reicht, zeigen die Messwerte des Jahres 2015 
ganz eindeutig!“ Die Ergebnisse der Messstation legten offen, 
dass der Grenzwert von durchschnittlich 40 µg Stickstoffdioxid 
pro Kubikmeter Luft nach wie vor deutlich überschritten wurde. 
„Der Jahresmittelwert für Stickstoff lag im Jahr 2015 bei 63 µg, 
kein Monatsdurchschnitt unter 56 µg. Wer in der Habichtstraße 
wohnt, ist weiterhin giftiger Luft ausgesetzt“, so Reiffert.

In ihrer neuen Anfrage wollten die GRÜNEN nicht nur de-
tailliert wissen, wie sich die Schadstoffbelastung innerhalb 
der letzten zehn Jahre entwickelt hatte, sondern auch, welche 
konkreten Maßnahmen seitdem unternommen wurden, um die 
Belastung zu reduzieren.

Im April 2016 stellte Reiffert nach Antwort des Senats fest: 
„Eine nachhaltige Verringerung der Konzentration dieses Schad-
stoffs hat es seit 2006 nicht gegeben, der Grenzwert wird um 
mehr als 50 % überschritten. Die Habichtstraße hustet weiter!“ 

Der GRÜNEN-Fraktionsvorsitzende Michael Werner-Boelz 
kommentierte: „Es gibt nicht die eine Lösung für das Schad-
stoffproblem. Aber das was bislang passiert, ist zu wenig! Dass 
es auch anders geht, zeigt die Initiative des Umweltsenators in 
der Konferenz der Landes-Umweltminister: Diese beschloss, die 
Bundesregierung aufzufordern, künftig eine blaue Plakette ein-
zuführen. Damit würden Fahrzeuge gekennzeichnet, die strenge 
Normen bezüglich des Stickoxidausstoßes einhalten. Wir unter-
stützen diesen Vorstoß des Umweltsenators ausdrücklich.“

Als schnellste und einfachste Form der Schadstoffminimie-
rung setzen die GRÜNEN zudem ebenso wie in der Lärmthe-
matik auf die Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit des Kraft-
verkehrs auf Tempo 30. Werner-Boelz nannte als Vorbild Berlin: 
„Dort hat zu Jahresbeginn das Verwaltungsgericht einem Kläger 
Recht gegeben, der aufgrund von Lärm- und Luftbelastung an 
der Hauptverkehrsstraße, an der er wohnt, Tempo 30 auch tags-
über durchsetzen wollte. Das Gericht hat eindeutig klargestellt, 
dass Tempo 30 auf diesem 900 Meter langen Straßenabschnitt 
den Kraftverkehr nicht unzulässig beeinträchtigt und es auch 
nicht reicht, nur auf langfristig wirksame Maßnahmen zu setzen. 
Gesundheit geht eindeutig vor Schnelligkeit des Autoverkehrs. 

Das sollte auch für den Hamburger Senat die Handlungsmaxi-
me in der Verkehrspolitik sein!“

Mit Spannung wird auch in Hamburg-Nord nun die Fort-
schreibung des Luftreinhalteplans der Stadt Hamburg erwartet. 
Der Senat muss diese bis zum 30.6.2017 vorlegen und darin 
detailliert auflisten, welche Maßnahmen welche Verminderung 
der Luftverschmutzung bewirken. Diesen Gerichtsbeschluss 
hatte der Umweltverband BUND mit einer Klage gegen den 
Senat bewirkt.

Auch in den früheren Jahren hatte die GRÜNE Fraktion 
Hamburg-Nord mehrfach die Initiative ergriffen, um die Ge-
fährdungen durch Verkehr, Lärm und Luftverschmutzung an 
Hauptverkehrsstraßen zu reduzieren. So wurde ein Antrag 
auf Fernhalten von Lkw-Durchgangsverkehr auf der Langen-
horner Chaussee von der Bezirksversammlung angenommen. 
Ein Antrag auf Tempo 30 auf besonders belasteten Abschnit-
ten der Habichtstraße wurde von den Mehrheitsfraktionen 
im Bezirk umgehend abgelehnt, die Bitte um Prüfung, wie die 
Anwohner*innen auf andere Weise von den Schadstoffen ent-
lastet werden können, wurde von der Fachbehörde nicht be-
antwortet.

GRÜNE UNTERSTÜTZTEN 
BUND-AKTION FÜR  
SAUBERE LUFT
In Sommer 2012 begrüßten die GRÜNEN ausdrück-
lich die BUND-Kampagne „Hamburg atmet auf“. Mit 
der Volkspetition für saubere Luft sollte die Ham-
burger Bürgerschaft aufgefordert werden, sich mit 
dem Thema zu befassen und etwas zu unternehmen.  
Die GRÜNEN beteiligten sich aktiv an der Unterschrif-
tensammlung. 

Luftmessstation an der Barmbeker Habichtstraße
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SENAT BESTÄTIGT: RADWEGE AN DER 
LANGENHORNER CHAUSSEE „UNSANIERBAR“

„Wenn die vorhandenen Radwege nicht sanierbar sind, bleibt 
nur die Möglichkeit, den Radverkehr per Fahrradstreifen 
auf die ohnehin überbreite Fahrbahn zu verlagern. Untersu-
chungen zeigen, dass dies auf Grund der verbesserten Sicht-
barkeit der Radlerinnen und Radler für den Kfz-Verkehr ins-
besondere beim Abbiegen ohnehin für beide Seiten sicherer 
ist“, stellte Schmidt fest.
Der Forderung der GAL, die gesamte Langenhorner Chaus-
see neu zu planen, schloss sich die Polizei in Form der 
Verkehrsdirektion 51 an: „Diesbezüglich wird von hiesiger 
Seite eine Überplanung des gesamten Straßenzuges […] 
dringend empfohlen“, lautet deren Stellungnahme auf An-
frage der GRÜNEN.
Als einen ersten Schritt in die richtige Richtung wertete 
der Fraktionsvorsitzende Michael Werner-Boelz im Sommer 
2012 das Vorhaben des Bezirksamts – nach einer Eintei-
lung der Langenhorner Chaussee in drei Abschnitte – den 
ersten Teilbereich in der Alsterkrugchaussee zwischen Sen-
gelmannstraße und Erdkampsweg wie von den GRÜNEN 
gefordert und in Abstimmung mit Verkehrsbehörde und 
örtlicher Polizei einspurig zurückzubauen und einen Fahr-
radstreifen auf der Fahrbahn abzumarkieren. Aus Sicht des 
Bezirksamts könnte diese Maßnahme dazu führen, dass in 
einem zweiten Schritt der Abschnitt von der Langenhorner 
Chaussee bis zur Landesgrenze ebenso umgestaltet wird. 
Nur für den Teil zwischen Krohnstieg und Erdkampsweg 
müssten auf Grund des zu hohen Verkehrsaufkommens an-
dere Maßnahmen geprüft werden. „Ein toller Erfolg für uns 
GRÜNE. Wir haben hartnäckig unsere Forderung weiterver-
folgt und sind nun belohnt worden. Diesen Weg werden wir 
weitergehen und auch für die anderen Teilabschnitte den 

einspurigen Rückbau einfordern“, freute sich Werner-Boelz 
über diese Planung. Inzwischen wurde dieser erste Teilab-
schnitt umgebaut. Die Radfahrstreifen werden rege genutzt 
und die Gehwege sind endlich in voller Breite nutzbar.
Außerdem beantragten die GRÜNEN in 2012, den Durch-
gangs-Lastverkehr über die nahezu anwohnerfreie Zep-
pelinstraße umzulenken und damit die Situation für 
Anwohner*innen und Nutzer*innen der Langenhorner 
Chaussee erträglicher zu machen. Die Polizei prüfte das 
Vorhaben und lehnte die Umsetzung ab.
Für die Übergangszeit bis zu einem Umbau stellten die 
GRÜNEN im Oktober 2013 in der Bezirksversammlung ei-
nen bewusst provozierenden Antrag, um die Dringlichkeit 
des Problems mit den Radwegen herauszustellen: Die Rad-
wegebenutzungspflicht an der Langenhorner Chaussee soll 
aufgehoben werden! Der Grund: Die Radwege sind viel zu 
schmal, holperig, überwuchert und damit praktisch unbe-
nutzbar. Eine Pflicht zur Benutzung eines Radwegs kann 
aber nur dann angeordnet werden, wenn dieser Radweg 
auch befahrbar ist. Andernfalls haben Radfahrer*innen die 
Wahl, ob sie die Straße oder den -schlechten- Radweg be-
nutzen wollen. Der Antrag fand erwartungsgemäß keine 
Mehrheit – deutlich wurde aber erneut, dass dringender 
Handlungsbedarf besteht.
Auch das Wahlprogramm 2014 enthielt klare Aussagen zur 
Langenhorner Chaussee, die nach der Wahl Eingang in den 
rot-grünen Koalitionsvertrag fanden. In diesem Zusammen-
hang bekräftigte Michael Werner-Boelz, GRÜNER Fraktions-
vorsitzender: „In der Verkehrspolitik hat für uns die Gestal-
tung der Langenhorner Chaussee eine große Bedeutung. Hier 
muss es zu einer deutlichen Verbesserung des Radverkehrs 

„Radweg“ an der Langenhorner Chausse (links) vor der Einrichtung gemeinsamer Geh- und Radwege (Mitte). Auf der Fahrbahn wird versetzt  
zweispurig gefahren, obwohl es nur eine Fahrspur je Richtung gibt (rechts). 
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FAHRRADSTRASSE?
Bei einer Fahrradstraße wird die komplette Fahr-

-
-

fen. Es gilt automatisch Tempo 30, Vorfahrtszeichen 
und Ampeln gibt es nicht, es gilt generell rechts vor 
links. Autofahrende können per Beschilderung sozusa-

-
-

gerichtet, wo besonders viele Radfahrende unterwegs 
sind. Sie dienen der Förderung des Radverkehrs.

FAHRRADSTRASSEN AN DER ALSTER
GRÜNE KONZEPTE SETZEN SICH DURCH

„Schöne Aussicht für Radfahrer“ titelte das Hamburger 
Abendblatt, „Vorfahrt für Fahrräder“ schrieb das Wochen-
blatt, „Grüne wollen Autos aussperren!“ und „Autos raus!“ 
die Bild-Zeitung und die Mopo. Die Initiative der GRÜNEN 
Fraktion in Hamburg-Nord, Straßen entlang der Alster wie 
die Schöne Aussicht und den Leinpfad zu Fahrradstraßen zu 
machen, erhitzte in den Jahren 2015 und 2016 die Gemüter 
in ganz Hamburg.

Schon seit 2012 verfolgen die GRÜNEN die Idee, den 
Leinpfad umzuwandeln. Die bereits damals von vielen 
Radfahrer*innen genutzte Tempo-30-Zone sei als Teil der 
Veloroute 4 perfekt geeignet für eine Fahrradstraße, mein-
ten die GRÜNEN und beantragten die Umsetzung in der BV. 
Als gutes Beispiel wurde die jüngst als Fahrradstraße einge-
richtete Lortzingstraße in Barmbek angeführt, die als Teil der 
Veloroute 6 sehr gut angenommen werde. Der Antrag wurde 
abgelehnt.

Im November 2013 forderte die GRÜNEN dann, dass 
die Straßen Bellevue und Schöne Aussicht zu Fahrradstra-
ßen umgestaltet werden sollten. Dabei beriefen sie sich auf 
einen kurz zuvor erfolgten Beschluss der Bürgerschaft, der 
eben dies sowie prinzipiell mehr Platz für Rad- und Fuß-
verkehr vorschlug. Der Antrag wurde im Verkehrsausschuss 
Hamburg-Nord beraten, dabei berichtete das Bezirksamt, 
dass es federführend für die drei Alster-Bezirke Nord, Eims-
büttel und Mitte ein „Fahrradachsen-Konzept“ für das Fahren 
rund um die Alster erarbeiten werde. Die Mittel hierfür seien 
bereits vom Senat bereitgestellt worden, mit dem fertigen 
Konzept rechne man bis Mitte 2014.

„Den sinnvollen Ansatz, nicht einen Bezirk allein zu be-
trachten, sondern alle drei Alster-Bezirke einzubinden, unter-
stützen wir nachdrücklich. Ziel sollte sein, den Radverkehr 
weiter zu fördern – was sowohl Alltagsverkehr als auch Frei-
zeit- und touristische Fahrten umfasst. Aus unserer Sicht 

Am Leinpfad drängten sich bisher Radverkehr und Pkw. Künftig hat das 
Rad Vorrang!
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FIX UNTERWEGS PER FAHRRAD:  
POLITISCHE RADTOUR DURCH DEN BEZIRK
Wie lässt sich besser übers Radfah-
ren sprechen als unterwegs auf dem 
Rad? Das dachte sich die GRÜNE 
Fraktion und lud alle Interessierten 
an einem Sonntagnachmittag im 
September 2016 zur gemeinsamen 
Radtour ein. Bei bestem Wetter ging 
es vom U-Bahnhof Lattenkamp aus 
Richtung Alster. Entlang der Strecke 
konnten bereits umgesetzte, gelun-
gene Umgestaltungen von Straßen 
wie an der Bebelallee und an der 
Maria-Louisen-Straße vorgestellt 
werden. Die Tour informierte auch 
vor Ort über die zweite Fahrrad-
straße des Bezirks, den inzwischen 
fast vollständig umgebauten Lein-
pfad. Abgerundet wurde die Tour 
mit Informationen zu den Straßen 
Bellevue und Schöne Aussicht, die 
als östliche Alster-Fahrradachse 
ebenfalls umgestaltet werden sol-
len. Erste Pläne hierfür wurden im 

Frühjahr 2017 präsentiert. Unter-
wegs hatten die rund 70 Mitradeln-
den die Gelegenheit, mit Martin Bill 
und Thorsten Schmidt, den verkehrs-
politischen Sprechern der GRÜNEN 
Bürgerschafts- und der Bezirksfrakti-
on, sowie mit Michael Werner-Boelz, 
dem Bezirks-Fraktionsvorsitzenden, 
darüber zu diskutieren, wo Hamburg-
Nord noch Fortschritte auf dem Weg 
zur Fahrradstadt machen kann.
Fix durch Fuhlsbüttel ging es auch 
ein Jahr zuvor: Das GRÜNE Trio fuhr 
mit weiteren Fahrradbegeisterten 
eine mögliche Variante für die Velo-
route 4 ab. Diese Strecke, die einen 
schnellen Weg mit dem Rad von der 
City in Richtung Norderstedt bieten 
soll, verläuft derzeit entlang des 
westlichen Alsterufers und nahe 
dem Alsterlauf durch Fuhlsbüttel 
und Langenhorn. Die Tour bot auf 
zwei Stunden die Gelegenheit zum 

Austausch darüber, wie die Zukunft 
von Hamburg als Fahrradstadt aus-
sehen könnte und brachte viele An-
regungen für einen optimierten Ver-
lauf der Veloroute 4 mit, die in einen 
Antrag mündeten. Thorsten Schmidt 
erklärte dazu: „Der alte Verlauf der 
Veloroute 4 bringt derzeit größere 
Umwege mit sich, die kaum jemand 
in Kauf nehmen möchte. Geschuldet 
ist diese Route unter anderem der 
Vermeidung von Erdkampsweg und 
südlicher Hummelsbütteler Land-
straße. Da inzwischen beide Ab-
schnitte radfahrfreundlich umgebaut 
wurden, gibt es keinen Grund mehr, 
an der alten Route festzuhalten.“ 
Die guten Argumente der GRÜ-
NEN, die auf dem Wissen der 
Alltagsradfahrer*innen basierten, ver-
fehlten ihre Wirkung nicht: Die Ver-
kehrsbehörde folgte fast allen Vor-
schlägen bis ins Detail.

Abbiegen auf der Langenhorner Chaussee Unterwegs auf der umgestalteten Bebelallee
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DURCHSTARTEN!
RADSCHNELLWEG 
ALSTERDORF-
NORDERSTEDT 
RÜCKT NÄHER
Das rot-grüne Hamburger Regierungsbündnis hat 
in seinem Koalitionsvertrag festgelegt, dass je Be-
zirk die Voraussetzungen für die Einrichtung eines 
Radschnellwegs geschaffen werden. Ziel soll ein at-
traktives Angebot für Berufspendler*innen sein. Der 
Bezirk Hamburg-Nord verfolgt auf GRÜNE Initiative 
bereits seit dem Jahr 2014 die Idee eines Radschnell-
wegs zwischen Alsterdorf und Norderstedt. 

Thorsten Schmidt, verkehrspolitischer Sprecher 
der GRÜNEN Fraktion im Bezirk Hamburg-Nord stellt 
fest: „Die Förderung des Radverkehrs hört nicht beim 
Bau von Radfahrstreifen oder Abstellbügeln auf: Um 
das Fahrrad auch als Transportmittel im Berufsver-
kehr attraktiver zu machen, müssen wir weiter den-
ken. Für Pendlerinnen und Pendler ist wichtig, zügig, 
sicher und auf möglichst direktem Weg von der Woh-
nung zur Arbeitsstätte und zurück zu gelangen. Ein 
Fahrradschnellweg ist hier eine Alternative zum be-
stehenden Straßennetz.“

Eine detaillierte Anfrage der GRÜNEN Bezirks-
fraktion an den Senat unter dem Motto „Wer macht 
was? Wie ist der Stand der Dinge?“ ergab im Januar 
2017, dass die Metropolregion Hamburg (MRH) eine 
vorbereitende Analyse für mögliche Radschnellweg-
Korridore erstellt. Darauf basierend können Mach-
barkeitsstudien für konkrete Streckenabschnitte er-
stellt werden. Dafür stehen im Haushalt 2017/2018 
des Landes Hamburg 150.000 Euro jährlich zur Ver-
fügung. Thorsten Schmidt kommentierte die Antwort 
des Senats: „Wir GRÜNE begrüßen das Engagement 
der Metropolregion Hamburg für zukunftsweisende 
Mobilität! Die fertigen Analysen werden für uns in 
der weiteren Planung sehr hilfreich sein, denn ein 
Radschnellweg innerhalb der dicht bebauten Stadt 
ist eine Herausforderung! Unser Ziel ist, dass nach 
dem Abschlussbericht der Metropolregion zügig eine 
Machbarkeitsstudie für einen Radschnellweg Alster-
dorf-Norderstedt folgt. Gut ist, dass dafür Gelder vom 
Land Hamburg bereitgestellt werden. Denn eines ist 
klar: Je mehr Menschen das Fahrrad statt des Autos 
wählen, desto besser ist die Luft für uns alle und de-
sto weniger Pendlerstau haben wir auf der Straße!“

„Die Nachbarn in Norderstedt werden übrigens 
gerne hören, dass es voran geht“, ist sich Schmidt si-
cher. Bereits drei Jahre zuvor hatten die GRÜNEN in 
Hamburg-Nord und Norderstedt gemeinsam an einem 
Strang gezogen: Die Hamburger beantragten in der 
Bezirksversammlung, dass der Bezirk sich beim Se-
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Die potenzielle Route des Radschnellwegs verläuft auch durch  
Grünanlagen

FÜR DIE ERFOLGREICHE  
EINRICHTUNG EINES  
RADSCHNELLWEGES GIBT  

ES EINIGE FAKTOREN
	� Um den Radschnellweg auch für unsicherere 

Radfahrende attraktiv zu machen, sollte die Strecke 

weitestgehend abseits des Kfz-Verkehrs liegen.

	� Um regelmäßig eine hohe Geschwindigkeit erzielen 

zu können, darf es nur wenige Kreuzungen geben, 

die gut einsehbar sein und dem Schnellweg Vorrang 

einräumen sollen.

	� Allgemeine Hauptverkehrsstraßen stellen für 

Schnellwege ein Hindernis dar, da zur Querung 

möglicherweise teure Ingenieursbauwerke wie 

Brücken oder Unterführungen erforderlich sein 

können. Daher können Radschnellwege dort be-

sonders preiswert gebaut werden, wo nur wenige 

Hauptverkehrsstraßen zu queren sind.

nat für die Schaffung des Fahrradschnellwegs, der am 
Flughafen entlang von Alsterdorf nach Norderstedt 
führt, einsetzten solle. Nach intensiver Debatte stimm-
ten alle Fraktionen dem Antrag im Februar 2014 zu. 
Die Norderstedter ihrerseits wollten einen Antrag 
stellen, der in die gleiche Richtung zielte.

Die GRÜNEN betrachten die Einrichtung eines 
Radschnellweges als sinnvolle Ergänzung zum Netz 
der Velorouten. Diese verbinden die Stadtteile mit 
dem Zentrum und nutzen im Wesentlichen beste-
hende Strecken, die auch für den Kfz-Verkehr frei-
gegeben sind. Ein Radschnellweg hingegen verbin-
det weiter voneinander entfernt liegende Ziele und 
Verkehrsquellen möglichst geradlinig miteinander. 
Kombiniert mit einer hohen Geschwindigkeit kön-
nen so kurze Fahrtzeiten erreicht werden. Diese kann 
längst nicht mehr nur von jungen und sportlichen 
Menschen erreicht werden, da immer breitere Bevöl-
kerungsschichten Räder mit elektrischer Antriebsun-
terstützung für sich entdecken.

Thorsten Schmidt: „Nicht alle Velorouten sind für 
Radlerinnen und Radler, die schnell zu ihrem Arbeits-
platz gelangen wollen, optimal gelegen. Hinzu kommt: 
Norderstedt ist mit 16.000 Pendelnden täglich die 
Stadt mit den meisten Auspendelnden nach Hamburg. 
Diese legen auf dem Weg zu ihrem Arbeitsplatz in 
Hamburg besonders lange Strecken zurück und profi-
tieren daher besonders von schnellen Verbindungen.“

Ein möglicher Verlauf für den Radschnellweg nach 
Norderstedt deckt sich in großen Teilen mit der so-
genannten „Freizeitroute 12“ entlang des Flughafen-
geländes. Da sich abzeichnete, dass die Einrichtung 
eines Radschnellwegs sich noch über einige Zeit hin-
ziehen würde, wurden die GRÜNEN schon jetzt aktiv. 
Im Mai 2016 beschloss die Bezirksversammlung auf 
Antrag von Rot-Grün insgesamt 13 Maßnahmen zur 
Verbesserung der Fahrradroute. Der GRÜNE Radfahr-
Experte Thorsten Schmidt erläuterte: „Der Flughafen 
Hamburg stellt mit seinen eingezäunten 570 Hektar 
Fläche ein Hindernis für den Durchgangsverkehr dar, 
weshalb das Verkehrsaufkommen an seinem Rand 
besonders groß ist. Für den Kfz-Verkehr gibt es die 
Ortsumgehung Fuhlsbüttel – für den Radverkehr 
gibt es keine ausgebaute Strecke. De facto hat sich 
inzwischen die Freizeitroute 12 auf dem Abschnitt 
zwischen der Sengelmannstraße in Alsterdorf und 
der Tarpenbekstraße in Norderstedt als Hauptroute 
vor allem für den berufsbedingten Radverkehr von 
und nach Norderstedt etabliert. Doch auf den knapp 
7 Kilometern der Strecke gibt es eine ganze Reihe 
von Hindernissen, die ein zügiges Vorankommen er-
schweren. Auch ist der Verlauf der beliebten Strecke 
mancherorts nur schwer zu erkennen. Mit unserem 
Antrag wollen wir hier Abhilfe schaffen. Denn jeder 
Radfahrende auf dieser Route bedeutet weniger Kfz-
belastete Straßen andernorts. Das wiederum hat we-
niger Lärm- und Luftbelastung für die Anwohnenden 
zur Folge.“ 

Solche Radwege wollen die GRÜNEN abschaffen
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FUSSVERKEHR FÖRDERN
GRÜNE ALS SCHRITTMACHER
Der Weg ist frei: Zum ersten Mal wird in Hamburg ein Kon-
zept für optimalen Fußverkehr im Stadtteil erarbeitet. Das ist 
das Ergebnis eines erfolgreichen Antrags von GRÜNEN und 
SPD im Bezirk Nord im Februar 2017. Die Bürger*innen wer-
den dabei von Anfang an beteiligt. 

Dieser wegweisenden Entscheidung ist ein jahrelanger 
Prozess vorausgegangen: Für eine zukunftsorientierte Ver-
kehrspolitik – weg von der Fokussierung auf die „autoge-
rechte Stadt“ – ist aus Sicht der GRÜNEN neben dem Umbau 
Hamburgs zur „Fahrradstadt“ auch der Ausbau des Fußver-
kehrs maßgeblich. Bereits im Wahlprogramm stellte man 
fest: „(…)auch die Bedingungen für Menschen, die zu Fuß ge-
hen, müssen in Hamburg deutlich besser werden. Gehwege 
sind häufig zu schmal und schlecht gepflegt, ‚Bettelampeln‘ 

und Barrieren behindern das Zu-Fuß-Gehen.“ Im Koalitions-
vertrag wurde dann die Erstellung eines Fußverkehrskon-
zepts vereinbart. Auch im Bündnis für den Radverkehr legten 
die GRÜNEN großen Wert darauf, dass der Fußverkehr nicht 
zugunsten der Förderung des Radverkehrs vernachlässigt 
wird. Der im Jahr 2016 beschlossene Bündnistext, der auf 
Forderung der rot-grünen Bezirksfraktionen vom Senat über-
arbeitet und ergänzt wurde, stellt klar, dass mit der Schaffung 
eines attraktiven, sicheren Angebots für den Radverkehr re-
gelmäßig auch mehr Komfort, Sicherheit und oft mehr Platz 
für den Fußverkehr verbunden sind.

Dazu erläutert der GRÜNE Fraktionsvorsitzende Micha-
el Werner-Boelz: „Die meisten Wege beginnen zu Fuß, auch 
wenn es dann mit dem Fahrrad, Bus und Bahn oder dem Auto 

Grobe Pflastersteine sind für 
Menschen mit Rollator oft 
nur schwer zu überqueren. 
Deshalb werden sie mehr und 
mehr ausgetauscht.
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weitergeht. Von gut ausgebauten Wegen profitieren nicht nur 
Kinder, Seniorinnen und Senioren sowie Personen mit einge-
schränkter Mobilität. Sie kommen allen Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern zugute.“ Fußverkehrskonzepte beinhalteten unter 
anderem eine Mängelanalyse und Vorstellungen davon, wie 
die Entwicklung eines Fußverkehrsnetzes aussehen sollte. 
Während für den Fahrradverkehr und den motorisierten Ver-
kehr Zahlen zum Beispiel über Aufkommen und Investitionen 
erhoben werden, fehlen diese für den Fußverkehr. Wie viele 
Mitbürger*innen nutzen Fußwege? Wie hoch ist die Zahl der 
Unfälle mit Fußgänger*innen? Welche Summe wird in den 
Ausbau der Fußwege investiert? Mit einer Anfrage an den 
Senat nach dessen Fußverkehrskonzept, forderte die GRÜNE 
Fraktion im Sommer 2016 Antworten auf diese und weitere 
Fragen. Es zeigte sich, dass Hamburg den Fußverkehr bisher 
kaum strukturiert betrachtet und fördert.

Der im Februar 2017 durch die Bezirksversammlung 
beschlossenen Antrag bedeutet daher eine Premiere für 
Hamburg. Das geplante Fußwegekonzept geht in den Stadt-

teilen Alsterdorf und Hoheluft-Ost an den Start. Dazu Mi-
chael Werner-Boelz: „Wir stehen für eine Verkehrspolitik, die 
unmittelbar die Bedürfnisse der Menschen berücksichtigt. 
Unser Ziel ist es vor allem, den in den letzten Jahrzehnten 
vernachlässigten Fuß- und Radverkehr zu stärken. Für den 
Radverkehr haben wir bereits viele Verbesserungen auf Basis 
durchdachter Konzepte erreicht. Mit dem Fußwegekonzept 
werden wir nun die Grundlage dafür legen, auch den Fußver-
kehr systematisch zu stärken.“ 

Der Antrag sieht vor, dass erstmals unter Einbeziehung 
von lokalen Akteuren grundlegend untersucht wird, wel-
che Wegeverbindungen besonders wichtig sind, wo Verbin-
dungen fehlen, wie die Aufenthaltsqualität verbessert wer-
den kann und welche Defizite vorhanden sind. Ein externes 
Planungsbüro soll eine Fußverkehrsstrategie für das we-
niger stark verdichtete Alsterdorf und das hochverdichtete 
Hoheluft-Ost entwickeln. Die dabei gewonnenen Erkennt-
nisse sollen anschließend auf weitere Stadtteile übertragen 
werden. „Wir sind der Meinung, dass man zunächst einmal 

Diese Schule wirbt dafür, den Schulweg zu Fuß zu bewältigen

Die Frickestraße in Eppendorf: Zugeparkter 
Gehweg (oben); kaum Platz für einen entge-
genkommenden Kinderwagen (unten)
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mit Rollatoren oder Kinderwagen nicht mehr einander pas-
sieren konnten. „Unser Vorschlag lautet: Parken halb auf der 
Straße und halb auf dem vorhandenen Parkstreifen. So wäre 
für den Fußverkehr wieder genug Platz. Wir hoffen, dass die 
Polizei unserer Anregung folgt und man künftig wieder ohne 
Behinderungen in der Stückenstraße zu Fuß unterwegs sein 
kann“, so Christoph Reiffert, GRÜNER Fraktionssprecher für 
Barmbek. Um den Beschluss umsetzen zu können müssen 
noch Vermessungsarbeiten durchgeführt werden.

Auch an der Dehnhaide sollen auf Anregung des Stadt-
teilrats Umbauten für mehr Sicherheit sorgen. Im Dezember 
2015 hatte der Regionalausschuss Barmbek-Uhlenhorst-
Hohenfelde-Dulsberg auf Antrag von GRÜNEN und SPD 
beschlossen, dass entlang der Dehnhaide eine Reihe von 
gefährlichen Stellen entschärft werden sollte. Im Februar 
2016 gab die zuständige Verkehrsbehörde bekannt, dass für 
die Dehnhaide und weitere Straßen im Umfeld Voruntersu-
chungen für eine „Verbesserung des Gesamtraumes“ laufen 

würden. Dazu Christoph Reiffert: „Es ist erfreulich, dass die 
Verkehrsbehörde unsere Einschätzung teilt, dass die Einmün-
dungen an der Dehnhaide gefährlich sind und die Situation 
verbessert werden muss.“ 

Echte Verbesserungen für den Fußverkehr wird auch 
eine Reihe von Maßnahmen bringen, die der Verkehrsaus-
schuss auf Antrag von Rot-GRÜN im Dezember 2015 be-
schlossen hatte. Unter anderem werden im Rahmen von 
Straßensanierungen Gehwege am nördlichen Maienweg, 
an der Alten Wöhr und am Alten Teichweg erneuert. Bei 
weiteren neun Einzelmaßnahmen, die im Jahr 2016 umge-
setzt wurden, standen besonders Senior*innen und Schul-
kinder im Fokus, für deren Sicherheit an wichtigen Punkten 
sogenannte Querungshilfen, also „Verkehrsinseln“, gebaut 
und Einmündungsbereiche umgestaltet werden. Das be-
trifft unter anderem die Alsterdorfer Straße, den Elligers-
weg und die Martinistraße.

BEBELALLEE - 
KLARE VERHÄLT-
NISSE GESCHAFFEN
Die runderneuerte Bebelallee in Winter-
hude, die auch Teil der Veloroute 4 ist, 
wurde im Dezember 2015 wieder für den 
Verkehr freigegeben. Im Rahmen monate-
langer Arbeiten war die gesamte Straße 
grundsaniert worden. Bei dieser Gelegen-
heit wurden die kaputten Radwege durch 
bequeme Schutzstreifen ersetzt. Breite, 
ebene Gehwege wurden geschaffen und 
die Parkflächen neu geordnet.
Alle Verkehrsteilnehmer*innen haben 
an Sicherheit gewonnen, denn vorher 
herrschte großes Durcheinander auf Fahr-
bahn und Fußwegen und es kam ständig 
zu Konflikten. 

Vor dem Umbau: Eine breite, 
ungeordnete Fahrbahn lädt 
Autofahrer*innen zu zweispu-
rigem Fahren ein und verunsi-
chert Radfahrer*innen. Schräg 
oder senkrecht parkende Autos 
gefährden beim Ausparken den 
Radverkehr.

Nach dem Umbau: Martin Bill, 
GRÜNER Bürgerschaftsabgeord-
neter, mit dem Fahrrad auf dem 
Schutzstreifen Bebelallee. Die 
Linien markieren klar, welches 
Fahrzeug welchen Bereich 
nutzen soll. Geparkt wird nun nur 
noch in Längsrichtung.

Der Pkw parkt zwar korrekt – es bleibt 
 aber trotzdem zu wenig Platz. Die GRÜNEN 

haben beantragt, dass künftig auf der  
Straße geparkt werden soll. 
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Ihre morgendliche Laufrunde um die 
Alster hat Carmen Möller heute bereits 
hinter sich. Fast täglich zieht sie ihr 
Fitnessprogramm durch – beinahe ein 
Spaziergang für jemanden, der wie sie 
schon 26 Mal den Marathon bewältigt 
hat. Bewegung in den Alltag bringen, 
dafür setzt sich die Uhlenhorsterin auch 
politisch ein. Vor allem die Bedürfnisse 
von Fußgängern will sie stärker in den 
Vordergrund rücken. Schließlich sei Zu-
Fuß-Gehen das umweltfreundlichste 
Fortbewegungsmittel überhaupt, meint 
sie. Und: „Fußgänger brauchen keinen 
Parkplatz – höchstens eine Parkbank!“

Seit 2015 ist Carmen Möller GRÜNES 
Mitglied in der Bezirksversammlung. Im 
Regionalausschussvertritt sie die Belan-
ge der Stadtteile Hohenfelde und Uhlen-
horst. Schon drei Jahre zuvor wurde sie 
Mitglied im Ausschuss für Umwelt, Ver-
kehr und Verbraucherschutz und im Wirt-
schaftsausschuss, als sogenannte „zu-
gewählte Bürgerin“. Ein naheliegendes 
Fach für die ausgebildete Bankkauffrau, 
die später noch Informatik studierte – 
und damit in den 80erJahren eine ausge-
sprochene Exotin unter lauter Männern 
war. Als selbstständige Unternehmerin 
mit bis zu 40 Mitarbeiter*innen und mit 
Familie fehlte ihr in den folgenden Jah-
ren zwar die Zeit für politisches Enga-
gement, „aber ich hatte immer ein sehr 
großes Interesse an einer intakten Um-
welt und damit an den GRÜNEN, meiner 
Lieblingspartei“, erzählt sie. Als 2009 in 
Hamburg die Schulreform* die politische 
Debatte bestimmte, packte sie das The-
ma so sehr, dass sie aktiv wurde. „Wär‘ ja 
schlimm, wenn wir das nicht durchkrie-
gen“, war damals ihre Motivation, die 

durch eigene Schulerfahrungen – sie 
musste ihr Abi auf der Abendschule ma-
chen – befeuert wurde.

„Um als Neuling aktiv in die Partei 
reinzukommen habe ich an verschie-
denen Interessierten-Treffen und an 
Veranstaltungen zur Schulreform teil-
genommen sowie die Info-Stände der 
GRÜNEN unterstützt“, berichtet sie. 
2010 kandidierte sie „sehr spontan“ 
für Bürgerschaft und Bezirk. Aus einem 
Abgeordnetenplatz wurde zwar vorerst 
noch nichts, „aber ich weiß, dass es noch 
weitere Wege gibt“, betont Möller, die in 
Studium und Beruf auch gelernt hat, 
sich durchzusetzen. Heute ist die gebür-
tige Hamburgerin, die ihre Kindheit am 
Schulterblatt verbracht hat und nach 
weiteren Stationen in Barmbek und 
Bramfeld seit 1983 auf der Uhlenhorst 
lebt, mit ihren politischen Ämtern „gut 
ausgelastet“.

Neben Lobbyarbeit für den Fuß-
verkehr steht die lokale Wirtschaft 

ganz oben auf ihrer Agenda. Und diese 
durchaus in einem größeren Zusam-
menhang. „Durch die Digitalisierung 
erleichtert, lassen sich tolle neue Ideen 
zur nachhaltigen und sozialen Unter-
nehmensführung wie zum Beispiel Ge-
meinwohlorientierung umsetzen“, er-
läutert die Fachfrau, die sich auch auf 
Bundesebene austauscht und von dort 
neue Anregungen mitbringt. Dass Wirt-
schaft und Umwelt sich positiv ergän-
zen können, steht für sie außer Frage. 
„Wenn sich Unternehmen in meinem 
Stadtteil ansiedeln, verkürzt das meine 
Wege“, gibt sie ein Beispiel dafür, wie 
sich die beiden Themen, für die sie sich 
im Bezirk stark macht, gegenseitig be-
einflussen. Kreative Lösungen suchen 
und finden, das macht ihr auch außer-
halb der Politik Spaß: Seit über vier 
Jahren malt sie in ihrer Freizeit, nimmt 
sogar Unterricht. Und wenn der Kopf 
dann frei ist, kommen ja bekanntlich 
oft die besten Ideen.

*Hauptaspekt des Projektes der schwarz-
grünen Koalitionsregierung des Hamburger 
Senat war die Ablösung von Haupt- und Re-
alschule durch die Stadtteilschule, an der alle 
Schulabschlüsse bis zum Abitur in 13 Jahren 
möglich sind, als Alternative zum zwölfjährigen 
Gymnasium.

Carmen Möller mit Martina Klode, Leiterin des 

Umwelt (WBZ) im Bezirksamt Hamburg Nord 
und Dr. Gabriele Rose, Geschäftsführerin der 
Handelskammer Hamburg, am Rande einer 
gemeinsam organisierten Veranstaltung für die 
lokale Wirtschaft

CARMEN MÖLLER: 
KREATIV, BEWEGT  
UND OFFEN FÜR  
NEUE WEGE
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„Im Vordergrund sollte dabei nicht der kommerzielle Cha-
rakter stehen, sondern die Rückeroberung des öffentlichen 
Raumes durch die Bewohnerinnen und Bewohner der inneren 
Stadt“, wurde im Antrag ausgeführt. Die GRÜNEN forderten das 
Bezirksamt Hamburg-Nord auf zu prüfen, auf welcher großen 
Straße im Herzen des Bezirks eine solche Aktion durchgeführt 
werden könnte. „Dabei geht es nicht einfach darum, den Au-
toverkehr zu verdrängen“, erklärte Michael Werner-Boelz. „In 
Hamburg ist es allzu selbstverständlich, dass der knapp be-
messene öffentliche Raum überwiegend fahrenden oder par-
kenden Pkws überlassen wird. Dabei gehören diese Flächen 
doch allen Menschen! Wir wollen mit dieser Aktion den Blick 
dafür öffnen, dass man Straßen auch anders nutzen kann. Die 
Bürgerinnen und Bürger sollen sich ihren Raum wieder zu-
rückerobern und den Aufenthalt im Freien genießen.“

Die Bedürfnisse der Anwohner*innen sowie der Gewer-
betreibenden sollten dabei ebenfalls nicht aus dem Blick 
geraten: Der GRÜNE Antrag forderte, alle Überlegungen, 

auch die alternative Autoverkehrsführung in der Projektzeit, 
mit diesen abzustimmen. Neben einem Aha-Effekt für alle 
Bürger*innen erwarteten die GRÜNEN auch positive Auswir-
kungen für alle, die am ausgewählten Straßenabschnitt woh-
nen, denn durch den Wegfall des Kraftverkehrs während der 
Aktionsphase sollten Lärm und Luftverschmutzung reduziert 
werden, die Wohn- und Lebensqualität steigen.

In der Sitzung der Bezirksversammlung fand der Antrag 
für das mit 50.000 Euro aus bezirklichen Mitteln veran-
schlagte Projekt keine Mehrheit, aber die Resonanz in der 
Presse war riesig, die Hamburger Tageszeitungen griffen 
das Thema groß auf. „Die City soll zum Strand werden“, so 
die Mopo. „Strand in Eppendorf. Sandburg in Winterhude“, 
schrieb das Hamburger Abendblatt und setzte das Thema auf 
die Titelseite. Nach der Ablehnung des Projektes bedauert 
die Mopo: „Keine Beach-Party auf der Hauptstraße“ und das 
Eppendorfer Wochenblatt befand, dass die Idee „zumindest 
etwas Sand in den ritualisierten Politik-Betrieb streute...“.
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STADT NEU DENKEN
GRÜNE STOSSEN DEBATTE 
ÜBER ZUKUNFTSFÄHIGE
STADTENTWICKLUNG AN
Die Flächen sind begrenzt, doch die Zuzugszahlen nach 
Hamburg steigen rapide an. Was heißt das für die Stadtent-
wicklung? Muss Hamburg bereit sein, künftig verdichteter 
und vor allem höher zu bauen als bisher? Zusammen mit der 
SPD haben die GRÜNEN eine Debatte mit den Akteuren des 
Wohnungsbaus initiiert.

Das Wohnungsbauprogramm des Senats „Vertrag für 
Hamburg“ zeigt erste Wirkung. Dieser Weg soll gemeinsam 
weiter verfolgt werden. Gerade in einem relativ stark ver-
dichteten Bezirk wie Hamburg-Nord bedeutet ein Plus an 
Wohnungsneubauten aber auch, dass über eine größere 
Dichte der Bebauung und eine größere Anzahl von Etagen 
diskutiert werden muss.

„Die zunehmende Versiegelung immer neuer städtischer 
Flächen ist sowohl ökologisch als auch kleinklimatisch nicht 
vertretbar. Vor dem Hintergrund der deutlich gestiegenen 
Zuwanderung ist es aber notwendig, darüber zu diskutie-
ren, wie eine große Zahl neuer Wohnungen bei begrenztem 
Platz geschaffen werden kann“, erläutert Michael Werner-
Boelz den Antrag, den die Regierungskoalition im Oktober 
2015 in die BV eingebracht hat. „Die Debatte über Dichte 
und Höhe von Bebauung wird dabei nicht leicht zu führen 
sein. Unseren Anspruch, nachhaltige, sozial ausgewogene 
und auf lange Sicht attraktive, urbane Quartiere zu entwi-
ckeln, wollen wir allerdings auch weiterhin verwirklichen“, 
führt der Fraktionsvorsitzende aus.

Selbstverständlich müssen die erforderliche Infrastruktur 
und urbane Freiräume die Neubauten ergänzen. Dabei soll 
auch weiterhin großer Wert auf die Einhaltung gesetzlich 
vorgegebener Standards zum ökologischen Bauen gelegt 
werden. Ebenso sollte die Qualität des Grüns rund um Neu-

bauten gesteigert werden: Der pflegeleichte Scherrasen und 
die immergrünen Sträucher sollen nicht die einzigen Opti-
onen für wohnungsnahe Grünräume sein.

Ein guter Maßstab für eine zukunftsfähige Bebauung 
könnten die gründerzeitlichen Bauten in Eppendorf und 
Eimsbüttel sein – gerade diese urbanen Zentren haben auf 
eine Vielzahl von Menschen eine hohe Anziehungskraft. 
Dort wurden schon früher regelhaft sechs bis sieben Ge-
schosse realisiert.

Hamburg-Nord verfügt mit seiner Tradition der bezirk-
lichen Wohnungsbaukonferenzen über ein erprobtes Instru-
ment, solche und ähnliche Fragestellungen zusammen mit 
den Akteuren des Wohnungsbaus zu erörtern.

In einem gemeinsamen Antrag im Oktober 2015 forderten 
deshalb die GRÜNEN und die SPD den Bezirksamtsleiter dazu 
auf, an die in der Vergangenheit erfolgreichen Wohnungs-
baukonferenzen anzuknüpfen und nach diesem Vorbild den 
Diskurs über gebotene Rahmenbedingungen einer künftigen 
verdichteten, urbanen Metropole aufzunehmen. Dabei sollen 
insbesondere die Themen Nachverdichtung, flächensparendes 
Bauen (z.B. durch mehr Geschosse), Anpassung der städtischen 
Infrastruktur, ausreichende Berücksichtigung stadt- und klein-
klimatischer Aspekte sowie die Gewährleistung genügend in-
nerstädtischer Freiräume diskutiert werden.

Neubebauung in Barmbek an der Mirowstraße

Stadtpark-Quartier in Winterhude

Die GRÜNE Fraktion Hamburg-Nord hat dem „Vertrag 
für Hamburg“ im Juni 2011 zugestimmt. Als Verwal-
tungsvereinbarung zwischen den sieben Hamburger 
Bezirken und dem Senat hat er das Ziel, die Voraus-
setzungen für den jährlichen Bau von 6.000 neuen 
Wohnungen zu schaffen. Die Bezirke wollen dazu 
die notwendigen Bebauungspläne und Baugeneh-
migungen erarbeiten, der Senat stellt Flächen, Geld 
und Personal zur Verfügung.

Konkrete Projekte und deren Ausgestaltung regelt 
der Vertrag nicht. Dies bleibt weiterhin der Bezirks-
versammlung und dem Stadtentwicklungsausschuss 
vorbehalten.
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GROSS BORSTEL „TARPENBEK UFER“
CHANCEN ZUM GESPRÄCH NUTZEN

Einen großen Bedarf an Beteiligung und Mitsprache belegt 
das Beispiel des Wohnungsbauprojekts „Tarpenbek Greens“ 
in Groß Borstel. Der Bebauungsplan „Groß Borstel 25“, der  
750 Wohnungen auf dem Gelände des ehemaligen Gü-
terbahnhofs Lokstedt und angrenzenden Schrebergarten-
flächen vorsieht, stieß seit 2013 bei den angestammten 
Anwohner*innen auf sehr großen Widerstand.

Allen voran sorgte der Kommunal-Verein Groß Borstel 
für verstärkten Informationsfluss über das Neubauvorha-
ben innerhalb des Quartiers: „Der Kommunal-Verein hielt 
es für notwendig, dass sich die Borsteler Bürger intensiv 
mit dem geplanten Vorhaben und dessen Konsequenzen für 
den Stadtteil auseinandersetzten“, hieß es rückblickend im 
Groß-Borsteler Boten im Februar 2015. Während die Bezirks-
verwaltung das Projekt vorantrieb, entwickelte sich auf An-
regung des Kommunal-Vereins eine Anwohnerinitiative, die 

im Januar 2014 eine geballte Flut von über 600 Stellungnah-
men gegen den Bebauungsplan an den Bezirk veranlasste. 
Die Bedenken bezogen sich auf eine erwartete Verschlech-
terung der Wohnqualität. Probleme mit der Integration der 
erwarteten 2.000 neuen Bewohner*innen in den Stadtteil 
wurden dabei ebenso ins Feld geführt wie eine drohende zu-
sätzliche Verkehrsbelastung.

Eine Kleine Anfrage von Michael Werner-Boelz, dem Vor-
sitzenden der GRÜNEN Fraktion Hamburg-Nord, an das Be-
zirksamt Hamburg-Nord hatte ergeben, dass der Bebauungs-
plan dessen ungeachtet kurzfristig beschlossen werden sollte. 
Die Einwendungen der Bürger*innen prüfen und darüber  
hinaus ein aus dem Stadtteil eingefordertes Verkehrsgutach-
ten erstellen – ein Anliegen, das die GRÜNEN unterstützten 
– , all das konnte in dieser kurzen Frist gar nicht stattfinden. 
„Uns drängt sich der Verdacht auf, dass die Bedenken der 
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AUSZUG AUS DEM ANTRAG, DEN DIE GRÜNEN IM MÄRZ 

2014 IM STADTENTWICKLUNGSAUSSCHUSS DER BV  

HAMBURG-NORD STELLTEN:

„Aus GRÜNER Sicht erscheint es im 
Sinne einer effektiven und glaub-
haften Bürgerbeteiligung notwen-
dig, vor Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan mit den handelnden 
Akteuren des Stadtteils ins Gespräch 
zu kommen, um auszuloten, welche 
Kompromissmöglichkeiten für eine 
einvernehmliche Lösung vorhanden 
sind. Diese Chance, zu dokumentie-
ren, dass Bürgerbeteiligung ernst 
gemeint ist, sollte nicht verspielt 
werden und im Sinne des Erhalts 
des sozialen Friedens im Stadtteil 

genutzt werden. Vor diesem Hinter-
grund möge der Stadtentwicklungs-
ausschuss beschließen:
Der Bezirksamtsleiter wird aufge-
fordert, zeitnah Gespräche im Sinne 
eines Runden Tisches aufzunehmen. 
Zielsetzung ist, einen Kompromiss 
hinsichtlich des Umfangs der ge-
planten Bebauung zu finden. Teil-
nehmen sollen Vertreterinnen und 
Vertreter (jeweils maximal zwei) des 
Kommunalvereins Groß Borstel, der 
Anwohner*inneninitiative sowie der 
Bahn-Landwirtschaft.

Über das Ergebnis dieser Gespräche 
ist durch den Bezirksamtsleiter un-
ter Einladung der Vertreterinnen und 
Vertreter des Kommunalvereins Groß 
Borstel, der Anwohner*innen-initiati-
ve sowie der Bahn-Landwirtschaft in 
der ersten Sitzung des Stadtentwick-
lungsausschusses nach der Sommer-
pause zu berichten.
Bis zum Abschluss dieser Gespräche 
und einer entsprechenden Bewertung 
durch den Stadtentwicklungsaus-
schuss erfolgt keine Beschlussfassung 
zum Bebauungsplan Groß Borstel 25.“

Bürgerinnen und Bürger möglichst schnell vom Tisch gefegt 
werden sollen, damit bald gebaut werden kann. Dem Bezirk 
scheint nur daran gelegen zu sein, das Bebauungsplanver-
fahren noch vor Ende der Legislatur im Frühsommer abzu-
schließen, nicht aber, das Bestmögliche für den Stadtteil Groß 
Borstel zu erzielen. Wir GRÜNEN lehnen dieses überhastete 
Vorgehen entschieden ab“, betonte Werner-Boelz.

Die GRÜNEN forderten ihrerseits einen „Runden Tisch“ 
einzurichten, an dem alle Beteiligten nach gemeinsam getra-
genen Lösungen suchen sollten. Über den entsprechenden 
Antrag wurde in der Sitzung des Stadtentwicklungsaus-
schusses im März 2014 abgestimmt. Dieser tagte wegen des 
erwarteten großen Interesses in der Alsterdorfer Sporthalle.

„625 Bürgerinnen und Bürger haben durch ihre Einwen-
dung gegenüber dem Bebauungsplan Groß Borstel 25 klar-
gemacht, dass sie dem Vorhaben in der vorliegenden Form 
kritisch gegenüberstehen. Wir GRÜNE wollen, dass diese 
Bedenken ernst genommen werden. Deshalb beantragen 
wir, dass der Stadtentwicklungsausschuss erst dann einen 
Beschluss über den Bebauungsplan fassen soll, wenn zuvor 
Gespräche mit den Beteiligten geführt, Kompromisse aus-
gelotet und dies im Ausschuss diskutiert wurde“, erläuterte 
Michael Werner-Boelz.

Die GRÜNEN lehnten es strikt ab, dass im Hauruck-
Verfahren über hunderte von Einwendungen entschieden 
werden sollte. „Bürgerbeteiligung muss mehr sein als das 
einfache Abarbeiten gesetzlicher Vorgaben. Wir erwarten 
eine lösungsorientierte Gesprächsbereitschaft der politisch 
Verantwortlichen. Die Bürgerinnen und Bürger haben, insbe-
sondere vertreten durch den Kommunalverein Groß Borstel, 
die Anwohnerinitiative und die Kleingärtner der Bahn-Land-

wirtschaft, stets Verantwortungs- und Gesprächsbereitschaft 
gezeigt. So ist klar, dass nicht das Bauvorhaben insgesamt, 
sondern vor allem dessen enorme Größenordnung und die 
nicht ausreichend berücksichtigten Folgen für das örtliche 
Verkehrsaufkommen und die soziale Infrastruktur Kritik auf 
sich zogen. Wir fordern, dass der Bezirk die kompromissbe-
reite Haltung des Stadtteils anerkennt und sich gesprächs-
bereit zeigt. Alles andere verdient die Bezeichnung ‚Bürger-
beteiligung‘ nicht“, verdeutlichte Michael Werner-Boelz die 
Position der GRÜNEN.

Doch die Mehrheit der Abgeordneten in der Bezirksver-
sammlung Hamburg-Nord votierte im April 2014 mit den 
Stimmen von SPD, CDU und FDP gegen den Antrag der GRÜ-
NEN an einem „Runden Tisch“ nach gemeinsamen Lösungen 
zu suchen. Sie beschloss endgültig den im Stadtteil Groß 
Borstel heftig umstrittenen Bebauungsplan Groß Borstel 25.

„Wir GRÜNE bedauern, dass die Bedenken der Bevölke-
rung nicht angemessen berücksichtigt wurden. Einmal mehr 
wurde ein Stadtentwicklungsprojekt gegen den erklärten 
Willen eines relevanten Teiles der Bevölkerung (…) durch-
gesetzt“, kommentierte Michael Werner-Boelz. „Wir halten 
dieses rücksichtslose Verfahren für falsch. Natürlich müssen 
neben den Wünschen der angestammten Bewohnerschaft 
auch die Bedürfnisse von Wohnungssuchenden und über 
das lokale Umfeld hinausgehende Ansprüche berücksichtigt 
werden. Doch sollten Politik und Verwaltung in jedem Fall 
ernsthaft nach einem Ausgleich suchen. So riskiert man die 
Akzeptanz für den Bau neuer Wohnungen und schafft Politik-
verdrossenheit. Damit ist niemandem gedient“, so der GRÜNE 
Fraktionsvorsitzende weiter.
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UMWELT

LEBENS - 
QUALITÄT  
IN DER METROPOLE

„Stadtplanung und Naturschutz gehören zusammen!“, 
heißt es im GRÜNEN Wahlprogramm 2014. „Menschen 
in Hamburg brauchen Grün- und Freiflächen. Die Stadt 
gehört ihren Bewohner*innen. Öffentliche Räume sind 
mehr als bloße Verkaufsflächen oder Verkehrsschneisen. 
Sie sind Begegnungsstätten. Sie bieten Raum für Sport 
und Freizeit. Sie gilt es zu erhalten, zu erweitern und zu 
gestalten. Lebensqualität in der Großstadt erfordert auch 
unversiegelte Flächen. Grünflächen und Natur haben ei-
nen hohen Erholungswert, nützen dem Stadtklima und 
lassen Raum für Artenvielfalt.“ 
Die GRÜNEN wollen Natur und Umwelt in Hamburg so 
schützen, dass Hamburg lebenswert bleibt. Die wichtige 
Funktion von Grünflächen und Bäumen in der Stadt, vom 
großen Stadtpark bis hin zum kleinen Grünstreifen, soll 
anerkannt werden: Sie reinigen die Atemluft von Giften 
und Stäuben, halten das klimaschädliche CO2 zurück, hel-
fen bei Starkregen Überschwemmungen zu verhindern, 
halten die Luft während der sommerlichen Hitze kühl, 
spenden Schatten und dämpfen den Verkehrslärm.

Naturnahe Flächen bieten Tieren und Pflanzen Lebens-
raum. Und der Mensch braucht Grünbereiche für die 
Erholung. Kinder können in Wohnortnähe an die Natur 
herangeführt werden. Bei der Entwicklung von neuen 
Wohnquartieren soll verstärkt auf die Verbindung von 
Naturschutz und Stadtentwicklung geachtet werden. 
Grünflächen sollen – nach New Yorker Vorbild – mög-
lichst für alle in zehn Minuten fußläufig zu erreichen sein.
Die GRÜNEN haben sich in den vergangenen Jahren en-
gagiert – im Bereich der Naturschutzgebiete genauso wie 
in Hinblick auf Straßenbäume, Parks und Grünflächen. Im 
Bestand genauso wie bei der Planung von neuen Wohn-
gebieten, wie zum Beispiel dem „Tarpenbeker Ufer“ (ehe-
mals „Tarpenbek Greens“) in Groß Borstel. „Zu viele Ein-
griffe in die Natur gehen gerade für die Grünen gar nicht“, 
resümiert dazu ein Artikel im Eppendorfer Wochenblatt. 
Gleichzeitig setzen sie sich laufend dafür ein, dass die 
Natur im Bezirk und auf Landesebene einen höheren 
Stellenwert erhält und zukünftig mehr Geld für Anlage 
und Pflege bereitgestellt wird.

STADTGRÜN ERHALTEN UND ENTWICKELN



STRASSENBÄUME GEHÖREN ZUM STADTBILD! 
Eine erfolgreiche Initiative zu Schutz, Pflege und Nach-
pflanzen von Straßenbäumen haben die GRÜNEN im Mai 
2015 gestartet. Auf Grundlage eines umfangreichen Antrags 
von GRÜNEN und SPD hat die Bezirksversammlung Ham-
burg-Nord beschlossen, bessere Wachstumsbedingungen 
für Bäume zu schaffen, für mehr Transparenz bei nötigen  
Fällungen und konsequentes Nachpflanzen zu sorgen.

Christoph Reiffert, Sprecher der GRÜNEN Fraktion für 
Umwelt, erläuterte: „Mit unseren Stadtbäumen sind viele 
Emotionen verbunden. Deshalb wird der Umgang mit ihnen 
sowohl im öffentlichen Raum als auch auf privatem Grund 
sehr genau beobachtet. Wir wollen mit unserem Antrag er-
reichen, dass besonders die bereits vorhandenen Straßen-
bäume im für sie ohnehin stressigen Stadtraum bessere 
Lebensbedingungen haben und so möglichst lange von 
Krankheiten verschont bleiben.

Kein Baum wird vom Bezirk ohne guten Grund gefällt. 
Deshalb ist es umso wichtiger, dass noch transparenter als 
bisher darüber aufgeklärt wird, warum eine Fällung not-
wendig wird und wo stattdessen welcher neue Baum ge-
pflanzt wird.

Um hier einen besseren Überblick zu haben, wird ab so-
fort jährlich aufgelistet, wie viele Bäume vom Bezirk gefällt 
und wie viele nachgepflanzt wurden. Damit ist dann auch 
nachvollziehbar, ob unser Bezirksbeschluss aus dem letzten 
Jahr, für jeden gefällten Straßenbaum einen nachzupflan-
zen, eingehalten wird.“

Die wichtigsten Punkte, die beschlossen wurden:
•	� eine jährliche Bilanz der Baumfällungen und Neupflan-

zungen zum 1. Juni
•	� übersichtlichere und informativere Listen über Baumfäl-

lungen auf öffentlichem Grund
•	� vollständige Nachpflanzung von Straßenbäumen, sofern 

eine Bilanz über den Bestand der Jahre 2010-2015 ne-
gativ ausfällt

•	� besserer Schutz der Straßenbäume vor Beschädigungen, 
zum Beispiel durch parkende Autos

•	� Vergrößerung von Baumscheiben am Straßenrand

Gleich im folgenden Monat legten die GRÜNEN gemein-
sam mit der SPD einen ersten Antrag für Maßnahmen zum 
Baumschutz vor. „Bürger machten uns darauf aufmerksam, 
dass im Winterhuder Kaempsweg eine ganze Baumreihe 
dadurch gefährdet ist, dass dort zwischen den Stämmen 
ohne jeden Schutz geparkt wird. Das birgt große Gefahren 
für die Bäume durch Anfahrschäden. Außerdem wird so fast 
jeder Quadratzentimeter des Bodens um die Bäume herum 
verdichtet. Das nimmt ihren Wurzeln nicht nur sprichwört-
lich die Luft zum Atmen“, so Michael Schilf, GRÜNEN-Spre-
cher im Regionalausschuss für Winterhude.

Die Bezirksverwaltung wurde aufgefordert zu prüfen, 
wie die Bäume am besten geschützt werden können.

Im Oktober 2016 haben die GRÜNEN noch einmal nach-
gesetzt: Die im Jahr zuvor geforderte Bilanz der zwischen 
2010 und 2015 gefällten und nachgepflanzten Straßen-
bäume hatte ans Licht gebracht, dass die Zahl der Straßen-
bäume in diesem Zeitraum um 675 Bäume abgenommen 
habe. Da bereits 2014 beschlossen worden war, dass jeder 
gefällte Baum ersetzt werden solle, galt es nun, einiges 
nachzuholen.

Der Bezirk solle seine Bemühungen zur Nachpflanzung 
von Straßenbäumen noch einmal verstärken, forderte die 
Fraktion deshalb in einem rot-grünen Antrag, der in der Be-
zirksversammlung diskutiert wurde. Zunächst sollten nach 
dem Vorschlag der Koalition sämtliche noch freien Stand-
orte, die im Rahmen der Aktion „Mein Baum. Meine Stadt“ für 
Pflanzungen vorgesehen sind, mit Bäumen bestückt werden.

Bäume am Südring, Allee am Wiesendamm in Barmbek, neu gepflanzter Straßenbaum an der Elsastraße

68 |  35 JAHRE GRÜNE FRAKTION HAMBURG-NORD 2012-2017





Vom Ruhrpott an die Elbe: Die Natur als roter Faden immer 
dabei. Christoph Reiffert, Jahrgang 1977, stammt aus Moers 
am Niederrhein und war schon dort als Jugendlicher im Na-
turschutzverband BUND aktiv. Sein Engagement setzte er fort, 
als er 1997 zum Studium der Landschaftsökologie ins nieder-
sächsische Oldenburg kam. „Ich habe genau das studiert, worauf 
ich richtig Lust hatte“, sagt Reiffert, „und schon damals habe ich 
mich für bessere Bedingungen für Radfahrer eingesetzt – also 
ähnlich wie heute.“ Sein Interesse an Ökologie und Lokalpolitik 
ließen seine Sympathie für die GRÜNEN wachsen. „Die Einzigen, 
die sich damals umweltpolitisch engagiert haben“, blickt Reiffert 
zurück. Als er 2006 seinen Lebensmittelpunkt der Liebe wegen 
nach Hamburg verlegte, trat er den GRÜNEN bei und mischte 
in der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Natur und Umwelt mit. 
„Mein erster Termin war eine Hafenrundfahrt“, erinnert er sich. 
„Es ging um Problematiken rund um die Hafenwirtschaft, ein 
dröges Thema, das auf dies Art und Weise ein Gesicht bekam.“
Beruflich macht er in der Hansestadt erst einmal vier Jah-
re lang den Spagat zwischen seinen beiden Leidenschaften, 
der Natur und dem Kino. In der Umweltbildung und bei den 
Lesbisch Schwulen Filmtagen Hamburg war er tätig, bevor er 
2010 den Posten des Geschäftsführers der GRÜNEN Fraktion 
Hamburg-Nord antrat. Ein Jahr zuvor hatte er einen Sitz im 

Umweltausschuss der Fraktion eingenommen. Und schon seit 
2008 arbeitet er im Regionalausschuss mit, in dem er die Inte-
ressen von Barmbek und Dulsberg vertritt. „Ich hatte Lust, lo-
kale Politik in meinem Stadtteil zu machen“, erläutert Reiffert, 
der in Barmbek-Süd lebt. „Mobilität“ sei eines der prägendsten 
Themen, vom Bürgersteig vor der Haustür über Bushaltestel-
lenverlegung bis Straßensanierung. Es mache Spaß zu sehen, 
was sich da alles bewegen ließe. „Am Rübenkamp haben wir 
gemeinsam als Regionalausschuss am Zugang zum S-Bahnhof 
eine Fußgängerampel gefordert“, gibt er ein Beispiel, „es hat 
zwei Jahre gedauert, aber heute haben wir per Ampel eine si-
chere Querung – solche Erfolge motivieren.“
Im Bereich Umwelt liege ihm daran, „aus dem, was möglich ist, 
das Beste zu machen“, sagt er in Hinblick auf die eingeschränk-
te Zuständigkeit des Bezirks, der darüber hinaus mit „chro-
nischer Unterfinanzierung“ zu kämpfen habe. Straßenbäume, 
Grünanlagen und Naturschutzgebiete sind Themen, auf die er 
als Abgeordneter Einfluss nehmen kann. „Mit Straßenbäumen 
geht man zum Beispiel im Bezirk sehr sensibel um. Da kann ich 
auf die Verwaltung vertrauen“, weiß er nach bald zehnjähriger 
Zusammenarbeit. Auch die Gelder für Maßnahmen in den drei 
Naturschutzgebieten im Bezirk können auf dem Erfolgskonto 
der GRÜNEN verbucht werden.
Darüber hinaus versteht Reiffert sich als Vermittler zwischen 
Bürger*innen und Behörde: „Eine unserer wichtigsten Rollen 
ist es, Ideen aus der Bevölkerung aufzugreifen und an die Ver-
waltung heranzutragen – und andersherum.“ Beispiel Urban 
Gardening: „Wir als rot-grüne Koalition unterstützen diese mo-
derne Form des Gärtnerns in der Stadt. Die Vernetzung von Ak-
tiven ist spannend zu erleben und wir tragen das Ganze poli-
tisch mit, helfen auch bei der Suche nach geeigneten Flächen“, 
erläutert der Diplom-Landschaftsökologe, der seinerseits 
durch Mitgliedschaften im BUND, NABU und Botanischem 
Verein Hamburg und als Sprecher der LAG Natur und Umwelt 
zahlreiche Kontakte hat. Gleichzeitig brauche die Verwaltung 
Rückendeckung durch die Politik. „Wilde Ecken in Parks sind 
uns herzlich willkommen. Wir stehen hinter dem Ansatz, auch 
in der Großstadt Verständnis der Bevölkerung für eine nur auf 
den ersten Blick „ungeordnete“ Natur zu schaffen“, gibt er ein 
Beispiel. Fest steht für ihn: „Die Bandbreite an kommunalen 
Themen ist riesig, da wird es nicht langweilig. Die Spielräume, 
die der Bezirk hier hat, möchte ich optimal nutzen!“

Erholung und Naturschutz lassen sich gut kombinieren: Im Barmbeker Johannes-Prassek-Park gibt es nicht nur Bänke und Kinderspielplätze, sondern 
auch eine bunte Wildblumenwiese, Obstbäume und Nistkästen.

CHRISTOPH REIFFERT:  
LUST AUF LOKALE  
UMWELT UND KULTUR 
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NATURSCHÖNHEITEN SICHTBARER MACHEN 
Drei Naturschutzgebiete werden vom Bezirk Hamburg-Nord 
betreut: das Raakmoor, das an Langenhorn angrenzt, geo-
grafisch aber im Bezirk Wandsbek liegt, das Rothsteinsmoor 
in Langenhorn und das Eppendorfer Moor in Groß Borstel. 
Sie zeichnen sich durch eine vielgestaltige Pflanzen- und 
Tierwelt aus, sie sind zum Beispiel Lebensraum für Brut- 
vögel, seltene Schmetterlingsarten, Insekten und Fleder-
mäuse. Gleichzeitig bieten sie den Hamburger*innen mitten 
in der Stadt Naturerleben und Erholung.

Die GRÜNEN haben 2013 angeregt, die Naturoasen mit-
tels informativer Hinweistafeln für Besucher*innen attrak-
tiver zu machen. Außerdem sollten die baufälligen Beobach-
tungskanzeln ersetzt werden, die einen guten Blick auf die 
oft von Wasservögeln besuchten Teiche ermöglichen. 
Die damalige umweltpolitische Sprecherin der GRÜNEN, Ul-
rike Sparr, erläuterte: „Uns ist wichtig, dass die Bürgerinnen 
und Bürger, die diese Gebiete aufsuchen, einen Eindruck 
von deren Vielfalt und Schönheit bekommen. Leider nimmt 
der Senat seine Verantwortung dafür nicht ausreichend 
wahr, so dass wir bezirkliche Gelder verwenden müssen.“ 
Die GRÜNEN beantragte 40.000 Euro aus dem bezirklichen 
Gestaltungsfonds für die Konzeptionierung und Anschaf-
fung von Infotafeln, Online-Informationen und Flyern sowie 
für die Reparaturen vor Ort.
Eine Große Anfrage der GRÜNEN deckte 2014 auf, dass laut 
Bezirksamt eine generelle Unterversorgung mit finanziellen 
Mitteln zur Pflege und Entwicklung der Naturschutzgebiete 
bestand. Ein Einhalten der jeweiligen Erhaltungsziele und 
damit die Bewahrung des Naturerbes des Bezirks war damit 
akut gefährdet. Die Bezirksversammlung beschloss einstim-
mig einen Antrag der GRÜNEN, in dem die Umweltbehörde 
gebeten wurde, dem Bezirk für die Umsetzung der Pflege-
konzepte der Schutzgebiete die notwendigen Mittel zur Ver-
fügung zu stellen.
In ihrer Antwort, die keine Aussicht auf weitere Gelder 
machte, wies die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
auf ein aktuelles Verfahren zur Erweiterung der Flächen des 
NSG Eppendorfer Moor hin. Im Januar 2015 gab der Senat 
Entsprechendes bekannt. Die Ausdehnung ging auf einen 

Beschluss der Bezirksversammlung von 2012 zurück.
Christoph Reiffert, umweltpolitischer Sprecher der GRÜNEN 
Fraktion in der Bezirksversammlung Hamburg-Nord, sagte 
dazu: „Wir freuen uns sehr, dass der Senat dem Wunsch des 
Bezirks nachkommt, diese wichtigen Moorflächen in das 
Schutzgebietsnetz aufzunehmen. Damit nimmt die Fläche 
der Naturschutzgebiete, die unser Bezirk verwaltet, auf einen 
Schlag um fast 20 % zu.“ Gleichzeitig kritisierte er, dass der 
Bezirk trotz der größeren Fläche nicht mehr Geld vom Senat 
für den Unterhalt des Gebietes erhalten sollte. Mit nur 11.000 
Euro im Jahr stünden weniger als zwei Cent je Quadratmeter 
Schutzgebiet zur Verfügung, machte Reiffert deutlich.
Ein Erfolg vor Ort konnte dann im Mai 2015 verbucht wer-
den: Auf Antrag der GRÜNEN beschloss die Bezirksver-
sammlung einstimmig, die drei bezirklichen Naturschutz-
gebiete attraktiver für die Öffentlichkeit zu machen und die 
beantragten 40.000 Euro für die Erstellung und Umsetzung 
eines umfangreichen Konzepts zur Naturinformation mit 
Hilfe von Flyern und Schildern bereitzustellen. Vier Beo-
bachtungskanzeln sollten erneuert bzw. neu erstellt wer-
den, wobei die Umweltbehörde zwei Kanzeln aus ihrem Etat 
finanzieren wollte. Für zwei weitere Kanzeln und Repara-
turen wurden weitere 34.500 Euro zur Verfügung gestellt.
„Die neuen Beobachtungskanzeln im Eppendorfer Moor 
werden dazu beitragen, die Schönheit der dortigen Teiche 
genießen zu können. Und wenn künftig dort und auch in 
den anderen Schutzgebieten Raakmoor und Rothsteins-
moor noch eine Reihe von informativen, schön gestalteten 
Tafeln auf die Besonderheiten der Moorlandschaften hin-
weist, wird ganz nebenbei auch noch etwas Wissen über 
unsere Natur vermittelt. Die geplanten Flyer runden das 
Angebot zur Naturinformation ab“, freute sich Christoph 
Reiffert über die erfolgreiche Initiative der GRÜNEN. „Ge-
rade in so dicht besiedelten Bezirken wie Hamburg-Nord 
sind Naturschutzgebiete nicht nur wichtig für die Ökologie, 
sondern dienen auch als wichtiger Ruheort für die Bevöl-
kerung. Letztlich gilt immer: Was der Mensch kennt, das ist 
er eher bereit zu schützen. Deshalb ist es gut und sinnvoll, 
Gelder in Naturinformation zu investieren.“
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Do 22.09.2016

17.00 Uhr

Am Donnerstag  22.09.2016 um 17.00 Uhr

Treffpunkt: 
Borsteler Chaussee / Ecke Alsterkrugchaussee

WANDERUNG IM 

EPPENDORFER MOOR

Alske 
Freter 
Vorsitzende des Kreisverbands 

Hamburg-Nord

Ulrike 
Sparr
MdHB, umweltpol. Specherin 

der Bürgerschaftsfraktion

Christoph 
Reiffert
umweltpolitischer Sprecher 

der Bezirksfraktion

Unterwegs mit:

GRUENE-NORD.DE
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PROJEKT „DIE STADT IM KLIMAWANDEL“ 
„Was ist, unter besonderer Berücksichti-
gung des Klimawandels und demogra-
phischen Entwicklungen, gesamtstäd-
tisch und -gesellschaftlich von größerer 
Bedeutung: die Schaffung neuen Wohn-
raums oder der Erhalt bzw. die Auswei-
tung urbaner Grünflächen?“ – eine span-
nende Frage, die die GRÜNEN zusammen 
mit angehenden Stadtplaner*innen und 
Stadtgeograph*innen diskutierten.
Einen für die Politik ungewöhnlichen 
Weg gingen die GRÜNEN im Jahr 2012: 
Die Fraktion suchte aktiv den Dialog 
mit der Wissenschaft, um die Auswir-
kungen des Klimawandels auf Stadtent-
wicklungsprozesse zu beleuchten und 
entsprechende Handlungsoptionen zu 
erlangen. Dazu tauschte sich der Frak-
tionsvorsitzende Michael Werner-Boelz 
an der HafenCity Universität (HCU) mit 
Studierenden des Studiengangs Stadt-
planung aus. Konkret ging es um ak-
tuelle Konflikte zwischen Wohnungs-
bebauung und Grünflächenerhalt bei 
Planungsprozessen in Hamburg-Nord. 
Auch ein Vertreter eines in Groß Bor-
stel von Wohnungsbauplanungen be-
troffenen Kleingartenvereins schilder-
te den Studierenden die Problemlage 
innerstädtischer Nachverdichtung aus 

Sicht der Kleingärtner*innen.
„Wir haben uns als GRÜNE klar für eine 
innerstädtische Nachverdichtung aus-
gesprochen und unterstützen die Woh-
nungsbauvorhaben im Bezirk. Wir sind 
aber auch der Meinung, dass der Konflikt 
zwischen Nachverdichtungswünschen 
und innerstädtischen Grünflächen zu 
den wichtigsten bezirklichen Themen 
gehört. Meist gibt es dabei Konflikte 
um die Bebauung von Kleingärten und 
Grünflächen. Diese haben auch eine 

wichtige Bedeutung für das Stadtklima 
– ein Thema, das auch die Hamburger 
Hochschulen beschäftigt. Deshalb sind 
wir auf die HCU und die Uni Hamburg 
zugegangen“, erläuterte Werner-Boelz.

Im darauf folgenden Semester fand 
im Großen Sitzungssaal des Bezirk-
samts Hamburg-Nord zudem ein öffent-
liches Planspiel statt, bei dem Studie-
rende des Geographischen Instituts der 
Universität Hamburg, die sich vorher 
intensiv sich mit dem Thema „Nachver-
dichtung“ auseinandergesetzt hatten, 
Lösungsmöglichkeiten anhand der bei-
den größten und auch umstrittensten 
Bauvorhaben im Bezirk Nord aufzeigten: 
dem Hebebrandquartier und dem 
ehemaligen Güterbahnhof Lokstedt. 
Die Studierenden schlüpften dabei in 
die Rollen von Naturschützer*innen, 
Investor*innen, Wohnungssuchenden, 
Klimaexpert*innen, Vertreter*innen 
von Anwohner*innen-Initiativen, 
Stadtplaner*innen, Politiker*innen etc. 
Als „Expert*innengremium“ diskutierten 
sie aktuelle Entwicklungen im Bezirk 
und versuchten gemeinsam, innovative 
Lösungsansätze für den Flächennut-
zungsdruck in einer wachsenden Metro-
pole zu finden.

Ausnahmsweise im Einsatz gegen Grün: 
Christoph Reiffert (links) und Carmen Wilckens 
von der GRÜNEN Fraktion Nord und Martin 
Bill (Bürgerschaftsabgeordneter) nahmen an 
einer Aktion teil, bei der alles überwuchernde 
Neophyten im Stadtpark entfernt wurden.

Carmen Wilckens, Thorsten Schmidt und Christoph Reiffert unterstützten 2012 den Naturschutzbund (Nabu) bei seinem Gewässernachbarschaftstag 
am Bornbach in Langenhorn. Mehrere Tonnen Findlinge, Kies und Holz wurden in das Bachbett eingebracht. Durch diese Pflege- und Aufwertungs-
maßnahmen wird die Qualität der Bäche verbessert, indem vielfältige Strukturen im Bachbett entstehen, die Tieren und Pflanzen als Siedlungsraum 
dienen können.
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URBAN GARDENING
JUNGES GEMÜSE IN DER STADT
„Alle Hamburger sollen in der Stadt gärtnern und ernten“, 
titelte das Hamburger Abendblatt im Sommer 2014. Aufhän-
ger war eine Pflanzaktion der GRÜNEN im Kellinghusenpark 
in Eppendorf, mit der für öffentliches Gärtnern in der Stadt 
und Artenvielfalt geworben wurde. Dafür haben Bezirks- und 
Bürgerschaftsabgeordnete entlang des Bahndamms Him-
beer- und Brombeersträucher gepflanzt. 

„Auch bei uns soll es bald heißen: 'Pflücken erlaubt' statt 
'Betreten verboten'. Parks und Grünanlagen sind für alle da“, 
zitierte das Abendblatt Jens Kerstan, damals GRÜNEN-Frak-
tionschef in der Bürgerschaft und heute Umweltsenator. „Wir 
wollen, dass die Hamburger in ihrer Nachbarschaft gärtnern 
und ernten können.“ Als Vorbild dienen Projekte wie in Berlin, 
wo bereits Flächen für die ökologische Landwirtschaft aus-
geschrieben sind, oder Obstbaumwiesen in Parks. 

Auch private Initiativen werden von den GRÜNEN un-
terstützt: Auf Antrag von GRÜNEN und SPD beschloss der 
Hauptausschuss der Bezirksversammlung Hamburg-Nord 
im Sommer 2016 finanzielle Unterstützung für zwei Urban 
Gardening-Projekte. Die Initiative FuhlsGarden und der Ver-
ein DAGO Kinderlobby e.V. wurden mit insgesamt gut 2.000 
Euro bedacht. 

FuhlsGarden baut seit 2015 in Barmbek-Nord sowohl 
in Hochbeeten als auch auf einem Areal am Wendebecken 
Langenfort nach ökologischen Kriterien Gemüse an. An der 
Meenkwiese pflanzt und pflegt der Verein DAGO Kinderlobby 
e.V. bereits seit einigen Jahren gemeinsam mit Kindern in der 
dortigen Grünanlage verschiedenste Blumen und weitere 
Pflanzen.

„Mit den beschlossenen Mitteln unterstützen wir tolles 
bürgerschaftliches Engagement. Urban Gardening vermit-
telt in Zeiten von industrialisierter Nahrungsmittelproduk-
tion Wissen über den natürlichen Anbau von Nahrungs-
mitteln. Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen wird in 
der Stadt die Natur nähergebracht“, freute sich Christoph 
Reiffert, GRÜNEN-Sprecher für Umwelt.  „Wir wünschen uns 
noch viele ähnliche Projekte und haben immer ein offenes 
Ohr für Initiativen, die die Stadt gerade auch im Kleinen 
wieder ein Stück grüner machen wollen.“

Vorläufer dieser Initiativen ist das Urban Gardening Pro-
jekt InPeLA in Langenhorn, das bereits 2012 von der GRÜNEN 
Abgeordneten Carmen Wilckens im Quartiersbeirat Essener 
Straße mit auf den Weg gebracht und aus bezirklichen Mit-
tels des Quartiersfonds unterstützt wurde.

Kartoffeln im Hochbeet

Topinambur-Ernte aus dem Hochbeet

Reiche Ernte im Herbst Kapuzinerkresse und Mangold
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SOZIALES

BARRIEREN  
ABBAUEN

Ein Thema, mit dem sich die Bezirkspolitik in jüngster Ver-
gangenheit besonders intensiv befasste, war die Unter-
stützung für Geflüchtete: Die kurzfristige Schaffung von 
Wohnmöglichkeiten stand dabei an erster Stelle - oftmals 
mit heftigen Gegenreaktionen aus mehreren Richtungen. 
Darüber hinaus leisteten die GRÜNEN vielfältige Hilfen 
in vielen Bereichen des (Zusammen-) Lebens. Initiativen, 
die selbstständig und unbürokratisch aus privatem En-
gagement heraus entstanden sind, konnten gestärkt und 
gewürdigt werden. 
Die GRÜNEN setzen sich von jeher dafür ein, dass sich alle 
Menschen, insbesondere auch jene mit körperlichen Ein-
schränkungen, möglichst frei und selbstbestimmt im Be-

zirk bewegen können. Auf Initiative der GRÜNEN Bürger-
schaftsfraktion stellte die Behörde für Wirtschaft, Verkehr 
und Innovation für die Haushaltsjahre 2017/18 je eine 
Millionen Euro für Barrierefreiheit im öffentlichen Raum 
zur Verfügung. Aus diesem Topf hat die rot-grüne Koalition 
in Hamburg-Nord bereits 150.000 Euro beantragt, um den 
barrierefreien Umbau im Bezirk weiter voranzubringen.
Außerdem wurde auf Initiative der GRÜNEN ein Kon-
zept für ein Orientierungssystem in den Gebäuden des 
Bezirksamts erstellt, das zum Beispiel Sehbehinderten 
die eigenständige Orientierung ermöglichen soll. Für die 
Umsetzung des Konzepts wurden in einem ersten Schritt 
50.000 Euro zur Verfügung gestellt.

FÜR GEFLÜCHTETE UND  
FÜR MENSCHEN MIT HANDICAP





das Spiel der rechten Populisten betreiben und gegen eine 
humanitäre Unterbringung von Flüchtlingen arbeiten. So 
wird von Teilen der CDU-Fraktion suggeriert, es würden 
bewusst Informationen zur Unterkunft Eppendorf zurück-
gehalten. Dass dieser Vorwurf völlig absurd ist, zeigt sich 
schon daran, dass gestern zwei Stunden lang öffentlich 
über die Pläne geredet wurde.

Für viel gefährlicher halten wir aber, dass die CDU im 
Norden des Bezirks nun sogar Unterschriftensammlungen 
gegen Flüchtlingsunterkünfte startet. Konkrete Vorschläge, 
wo und wie die bereits hier lebenden Flüchtlinge unterzu-
bringen sind, macht die CDU nicht. Sie geht jetzt aber über 
in eine Fundamentalopposition und bekämpft jede Flücht-
lingseinrichtung im Bezirk.

Es ist absurd: Da macht eine christdemokratische Bun-
deskanzlerin endlich eine Politik auf humanitärer Grundla-
ge, dann rebelliert die CDU-Basis und bekämpft eben diesen 
Humanismus. Es gibt gute Gründe, weshalb das Asylrecht im 
Grundgesetz verankert ist. Wir GRÜNEN stehen zu unserer 
Verpflichtung, Menschen in Not zu helfen – und wundern uns, 
dass Mitglieder ‚christlicher‘ Parteien in diesen Zeiten daran 
erinnert werden müssen.“

Letztlich kam es wegen überzogener Forderungen des Inve-
stors leider nicht zur Realisierung des Vorhabens. Die GRÜNEN 
bedauerten dies, denn Wohnraum für Geflüchtete (und später 
für jedermann) wäre in dieser zentralen, gut erschlossenen Lage 
sinnvoll gewesen. Eppendorf als wohlhabender Stadtteil hätte 
hier optimal seinen Beitrag zur Integration leisten können.

AKTUELLE STUNDE ZUM VOLKSENTSCHEID 
FLÜCHTLINGSUNTERBRINGUNG: 
RECHT AUF WOHNEN NICHT ZUR  
ABSTIMMUNG STELLEN! 
Die Bezirksversammlung debattierte 
im März 2016 in einer Aktuellen 
Stunde über die Volksinitiative zur 
Flüchtlingsunterbringung. Für die 
GRÜNEN erklärte der Vorsitzende 
Michael Werner-Boelz die Position 
seiner Fraktion: „Grundsätzlich ist 
festzuhalten, dass die Initiative das 
Recht hat, einen Volksentscheid auf 
den Weg zu bringen – ob dieser vor 
dem Hintergrund des grundgesetz-
lich garantierten Asylrechts recht-
lich zulässig ist, müssen Juristen be-
werten. 
Das Ziel der Initiative ‚Hamburg für 
gute Integration‘ ist, dass keine Un-
terkünfte mit mehr als 300 Flüchtlin-
gen geschaffen werden und diese ei-
nen Mindestabstand von 1.000 Meter 
Luftlinie zueinander haben müssen. 
Wir glauben nicht, dass dies realis-
tisch umsetzbar ist. 

Flüchtlingsunterbringungen werden 
meist völlig unabhängig von der Grö-
ße bekämpft: In Klein Borstel geht 
es um eine Unterkunft mit nur 700 
Plätzen, in Harvestehude wurde ge-
gen eine Einrichtung mit 200 Plätzen 
geklagt und die CDU in Langenhorn 
macht sogar mobil gegen eine Unter-
kunft für nur 60 minderjährige, unbe-
gleitete Flüchtlinge. Egal, wo in der 
Stadt in welcher Größe auch immer 
Unterkünfte gebaut werden sollen - 
immer wird es vor Ort Leute geben, die 
das für unzumutbar halten. 
Die Politik der Volksinitiative läuft aus 
unserer Sicht faktisch auf einen Volks-
entscheid über Obergrenzen in den 
Quartieren hinaus. Das wird die Stim-
mung in der Stadt weiter vergiften! 
Im Übrigen werden mit dieser Politik 
auch nicht die Fluchtbewegungen redu-
ziert, geschweige denn, die Fluchtursa-

chen bekämpft. Solange die 62 reichsten 
Menschen der Welt über so viel Einkom-
men verfügen wie die ärmere Hälfte der 
Weltbevölkerung – rund 4 Milliarden 
Menschen – wird die Hoffnung der Ar-
men auf ein besseres Leben nicht versie-
gen. Solange Ungleichheit, Bürgerkrieg, 
Krieg, Folter und Vertreibung ebenso zur 
weltweiten Tagesordnung gehören wie 
Umweltkatastrophen, werden sich Men-
schen weltweit auf den Weg machen, 
einen besseren Ort für die Erfüllung des 
Traums vom glücklichen Leben zu finden! 
Abschließend sei aus der Erklärung 
des Vereins Zukunft Elbinsel Wil-
helmsburg zur Volksinitiative zitiert: 
‚Menschenrechte und Menschenwür-
de sind nicht verhandelbar und sollten 
nicht zur Abstimmung gestellt werden. 
Dazu gehört das Recht auf Wohnen für 
alle Menschen in dieser Stadt.‘ Dem ist 
nichts hinzuzufügen.“ 

Für ein Jahr waren in Räumen des Museums der Arbeit in Barmbek 
geflüchtete Frauen und Kinder untergebracht. Der Bauzaun, der rings 
um das Gebäude als Sichtschutz diente, wurde bunt verziert.
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Sprecherin der GRÜNEN Fraktion im zuständigen Regional-
ausschuss, appellierte: „Ich wünsche mir von den Langenhor-
nern, dass sie diesen in Not geratenen Menschen offen und 
tolerant gegenüber stehen.“ 
Katharina Fegebank, damals Langenhorner Wahlkreisabge-
ordnete und sozialpolitische Sprecherin der Bürgerschafts-
fraktion, ergänzte: „Weil die Zahl von Asylsuchenden an-
steigt, brauchen wir auch in Hamburg dringend neue Plätze 
für Flüchtlinge. Es ist nachvollziehbar, dass Anwohnerinnen 
und Anwohner viele Fragen haben, wenn in ihrem Quartier 
eine neue Flüchtlings- oder Obdachlosen-Unterkunft ent-
stehen soll. Diese Fragen müssen Politik und Verwaltung 
ernst nehmen. Das setzt voraus, dass sie die Menschen in 
der Nachbarschaft früh und umfassend über die Pläne in-

formieren. Ebenso aber muss klar sein, dass Beteiligung und 
Bedenken nicht für die Verhinderung einer Unterkunft ge-
nutzt werden dürfen.“
Schon im Jahr 2013 stellte Christiane Rehländer, damalige 
sozialpolitische Sprecherin der GRÜNEN-Fraktion Nord, in 
diesem Zusammenhang fest: „Es ist ein Versäumnis, kein 
Konzept vorzuhalten, wie man bei einem wieder anstei-
genden Bedarf an Unterbringungsmöglichkeiten Abhilfe 
schaffen kann. Nun sind pragmatische Lösungen gefragt. 
Natürlich wünschen wir uns, dass weniger Sammelunter-
künfte und mehr Wohnungen für die Öffentliche Unter-
bringung genutzt werden. Kurzfristig ist dies schwierig, 
langfristig aber fordern wir die Unterbringung in kleineren 
Einheiten.“
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GEFLÜCHTET UND QUEER?
Mit den etwa 40.000 Personen, die Hamburg allein 2015 
aufgenommen hat, sind geschätzt auch mindestens 2.000 
queere (lesbische, schwule, transgender, . . .) Geflüchtete in 
die Stadt gekommen. Diese Gruppe benötigt besonderen 
Schutz, da sie oftmals schon in der Heimat Repressionen 
und Gewalt ausgesetzt war.

Doch für eine gelingende Integration braucht es mehr als 
lediglich eine sichere Unterkunft: Auf Einladung der GRÜNEN-
Bezirksfraktion Hamburg-Nord diskutierten im Oktober 2016 
weit über einhundert Besucher*innen im übervollen Saal des 
Magnus-Hirschfeld-Centrums (mhc) leidenschaftlich mit den 
Podiumsgästen darüber, was sowohl Senat und Bürgerschaft 
als auch die Hamburger*innen ganz konkret tun könnten, um 
den neuen Mitgliedern der queeren Community das Ankom-
men zu erleichtern. Das Podium bildeten Katharina Fegebank, 
GRÜNE Zweite Bürgermeisterin und Senatorin für Gleichstel-
lung, Stefan Mielchen, 1. Vorsitzender Hamburg Pride, Wiebke 
Fuchs, Vorstandsmitglied des mhc und zwei Vertreter der Un-
terstützungsgruppe Queer Refugees Support Hamburg.

Michael Schilf, GRÜNER Bezirksabgeordneter, fasste die Er-
gebnisse des Abends zusammen: „Konkrete Unterstützung für 
queere Geflüchtete ist elementar, da ihnen meistens das famili-

äre Netzwerk und die Kontakte 
zur Herkunftscommunity feh-
len. Es war deshalb großartig 
zu sehen, wie viele Menschen 
engagiert gemeinsam daran 
arbeiten, dass sich queere Ge-
flüchtete in Hamburg zu Hause 
fühlen können! (…)

Uns hat vor allem gefreut, 
dass unsere Veranstaltung 
Raum zur Vernetzung geben 
konnte: Vertreter von Queer 
Refugee Support Hamburg berichteten von einem Mangel an 
Wohnmöglichkeiten. Kurz drauf verwies ein Gast auf freie WG-
Zimmer, die für queere Geflüchtete genutzt werden könnten. 
Alleine, dass der Abend dazu geführt hat, solche Kontakte zu 
knüpfen und den Austausch untereinander zu stärken, macht 
ihn für uns zu einem vollen Erfolg!"

Senatorin Katharina Fegebank verwies darauf, dass die 
Stadt seit den ersten intensiven Diskussionen über diese 
spezielle Gruppe geflohener Menschen vor einigen Mona-
ten bereits einiges in Bewegung gesetzt habe. Die Hart-
näckigkeit der Community habe dazu beigetragen, dass es 
mittlerweile ein Schutzkonzept, das auch queere Geflüch-
tete umfasst, Gelder für eine erste Aufstockung der Bera-
tungskapazitäten und bezugsfertige Appartements für akut 
bedrohte Personen gebe. 

Dem Bezirk Hamburg-Nord mit dem seit über 30 Jahren 
in Winterhude beheimateten Magnus-Hirschfeld-Centrum mit 
seinen vielfältigen Begegnungs-, Beratungs- und Jugendan-
geboten kommt eine besondere Rolle für ganz Hamburg zu: 
Im mhc konzentrieren sich die Aktivitäten verschiedenster 
Gruppen, hier finden queere Geflüchtete neben Beratung auch 
Möglichkeiten zur Begegnung und Kommunikation. Auf Antrag 
der rot-grünen Koalition wurden bereits mehrfach bezirkliche 
Gelder für das mhc bereitgestellt, unter anderem für neues 
Mobiliar im Beratungs- und Café-Bereich.

Das Podium der Diskussionsveranstaltung (v.l.n.r.): Michael Schilf  
(GRÜNE Bezirksfraktion), Stefan Mielchen (Hamburg Pride), Wiebke 
Fuchs (mhc), Katharina Fegebank (GRÜNE Senatorin), Katrin Jäger  
(Moderation), Detlef Gladys (Queer Refugee Support HH).
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19.30 Uhr

Am Mittwoch 12.10.2016 um 19.30 Uhr
Veranstaltungsort:

magnus hirschfeld centrum
Borgweg 8
U  Borgweg 

QUEER  UND
AUF DER FLUCHT
WAS MÜSSEN WIR TUN?

Katharina Fegebank Gleichstellungssenatorin

Stefan Mielchen Erster Vorsitzender von Hamburg Pride e.V.

Wiebke Fuchs Vorstandsmitglied magnus hirschfeld centrum

Vertreter_innen von Queer Refugees Support Hamburg
Moderation:    Katrin Jäger Journalistin

Es diskutieren mit dem Publikum:

GRUENE-NORD.DE

ANSCHLAG AUF DAS MHC:  
KEINEN RAUM FÜR  
HOMOPHOBIE LASSEN!
Als Unbekannte im Sommer 2013 einen Anschlag auf das 
Magnus-Hirschfeld-Centrum (mhc) verübten und die Front-
scheiben mit Steinen einwarfen, bezogen die GRÜNEN 
umgehend Stellung. „Dieser Akt roher Gewalt gegen eine 
Einrichtung der lesbisch-schwulen Selbsthilfe macht uns 
wütend und sprachlos. Dass nun, ausgerechnet wenige Tage 
vor dem Stattfinden des Demonstrationszugs zum Christo-
pher-Street-Day, im Bezirk Nord ein Angriff auf die queere 
gesellschaftliche Minderheit stattgefunden hat, zeigt, wie 

notwendig es nach wie vor ist, dass jede Bürgerin und jeder 
Bürger aktiv und entschieden für eine offene Gesellschaft 
eintritt. Wir rufen dazu auf, am Samstag die CSD-Parade zu 
nutzen, um Flagge gegen Gewalt und Hass zu zeigen!“, so  
Michael Werner-Boelz, GRÜNER Fraktionschef.
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STADTTEILKULTUR IST MEHR WERT
Schon kurz nach der letzten Bezirkswahl 2014 forderten 
die GRÜNEN gemeinsam mit der SPD den Senat zu einer 
besseren Finanzierung der Stadtteilkultur auf. Der Antrag 
von 2015 trägt jetzt Früchte: Zum Haushaltsjahr 2017/2018 
erhalten die Kultureinrichtungen im Bezirk deutlich mehr 
Geld.

Bereits im Jahr 2009 war im Rahmen der Evaluierung 
der Stadtteilkultur eine Unterfinanzierung der Soziokultur- 
zentren und Geschichtswerkstätten in Höhe von 600.000 
Euro festgestellt worden. Diese Unterfinanzierung stieg in 
den darauf folgenden Jahren noch an, da es keinen Aus-
gleich bei den Zuwendungen für Tarifsteigerungen und 
Inflation gab. Die Bezirksversammlung Hamburg-Nord for-
derte den Senat auf, diesen Zustand endlich zu beenden. 
Im Sommer 2015 richtete sich die BV erneut an den Senat:

„Seit vielen Jahren ist die Unterfinanzierung der Stadt-
teilkulturzentren und Geschichtswerkstätten bekannt. Leider 
wurde im Koalitionsvertrag auf Landesebene versäumt, hier 
eine klare Regelung für Abhilfe zu treffen. Wir fordern den Se-
nat auf, dies umgehend zu ändern und den Stadtteilkulturein-
richtungen vernünftige Rahmenbedingungen zu gewähren – 
auch, um den gestiegenen Anforderungen gerecht zu werden“, 
erläuterte Michael Werner-Boelz, Vorsitzender der GRÜNEN 
Fraktion und Verfasser des interfraktionellen Antrags.

Das Jahr 2017 startete mit einer guten Nachricht: Der 
Stadtteilkultur in Hamburg-Nord stehen für die Jahre 2017 
und 2018 deutlich mehr Mittel zur Verfügung. Im Jahr 2017 
beträgt die Erhöhung gegenüber dem Vorjahr gut 60.000 
Euro. Im Jahr 2018 gibt es sogar über 120.000 Euro mehr 
als 2016. Insgesamt erhöht sich der Etat für die beiden Jahre 
um zusammen 182.811 Euro. Die Verteilung der zusätzlichen 
Mittel beschloss der Kulturausschuss auf Antrag von Rot-
Grün in seiner Sitzung im Januar.

Ermöglicht wurde die finanzielle Aufstockung durch die 
erhöhte Rahmenzuweisung für die Stadtteilkultur, die von 
der rot-grünen Mehrheit in der Bürgerschaft mit dem Dop-
pelhaushalt 2017/18 beschlossen wurde.

„Wir freuen uns, dass am Ende von gemeinsamen Ver-
handlungen nun eine Mittelaufstockung beschlossen wurde“, 
resümiert Werner-Boelz.

Den Soziokulturzentren kommen in den Jahren 2017 und 
2018 zusammen insgesamt 133.000 Euro zusätzlich zugute. 
Einzelne Einrichtungen, die bereits zusätzliche Räume be-
wirtschaften oder unter beengten Räumlichkeiten leiden, 
erhalten zudem weitere Gelder. „Wir wollen, dass die Stadt-
teilkulturzentren auch weiterhin innovative Kulturangebote 
anbieten können. Dazu brauchen sie aber sowohl Personal 
als auch finanzielle Mittel“, steht für Werner-Boelz fest.

Eingang zum Bürgerhaus Barmbek
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KULTURELLE VIELFALT SICHTBAR MACHEN –  
GRÜNE ALS WEGWEISER
Nicht nur in der Politik wollen die GRÜNEN eine größe-
re Bandbreite an Sichtweisen vertreten sehen. Aus diesem 
Grund beantragten sie im März 2013 in der Bezirksversamm-
lung einen Fonds über 50.000 Euro für interkulturelle Pro-
jekte. Die von der Bezirksversammlung zur Verfügung zu stel-
lenden Mittel sollten die kulturelle Vielfalt in den Quartieren 
stärken und sichtbarer machen.

Michael Werner-Boelz, kulturpolitischer Sprecher und Vor-
sitzender der GRÜNEN Fraktion, erläuterte: „Damit kulturelle 
Öffnung und Austausch stattfinden können, bedarf es auch 
der finanziellen Unterstützung. Mit einer Annahme unseres 
Antrags könnte der Bezirk sein Profil als weltoffener Kultur-
standort weiter schärfen. Wir wünschen uns hier möglichst 
viele bunte interkulturelle Veranstaltungen und Festivals." 
Insbesondere Künstler*innen mit Migrationshintergrund 
sollten nach Einsetzung des Fonds ausdrücklich dazu aufge-
fordert sein, sich mit ihren quartiersbezogenen, interkultu-
rellen Projekten um Mittel zu bewerben. Der Fonds sollte sich 
aber auch an Stadtteilkulturzentren, Geschichtswerkstätten, 
Kulturschaffende und -initiativen oder sonstige Kulturanbie-
tende richten. Doch der Haushaltsausschuss der Bezirksver-
sammlung Hamburg-Nord lehnte die Einrichtung des Sonder-
fonds mit einer Mehrheit aus SPD, FDP und CDU ab.

Anfang 2015 brachten die GRÜNEN ihren Antrag erneut 
ein. Mit den Stimmen von Rot-Grün wurde dieses Mal mehr-

heitlich beschlossen, dass der Bezirk für die Jahre 2015 und 
2016 einen Sonderfonds mit 50.000 Euro für die Durch-
führung stadtteilbezogener interkultureller Kulturprojekte 
ausstattet, um kulturelle Diversität und kulturellen Aus-
tausch zur Bereicherung und als wesentlichen Bestandteil 
für die Zukunftsfähigkeit zu fördern.

„Über ein Fünftel der Wohnbevölkerung im Bezirk Nord 
hat einen sogenannten Migrationshintergrund. Kulturelle 
Vielfalt ist daher längst Realität und Alltag. Die unterschied-
lichen kulturellen und religiösen Werte, Lebenswelten und 
Lebensentwürfe bedeuten für uns enorme Potenziale und 
Chancen“, führte Michael Werner-Boelz dazu aus.

Mit den Geldern aus diesem Topf konnten unter anderem fol-
gende Projekte unterstützt werden:

	� interkulturelles Online-Magazin „mittenmang“ des  
Kulturpunkts

	� interkulturelles Projekt „Wir im Quartier“ des Goldbek-
hauses

	 Welcome Music Sessions in der Zinnschmelze
	 Projekt mit Jugendlichen aus der Ukraine und Hamburg
	� elementares Musizieren im Barmbek°Basch mit  

deutschen und Flüchtlingskindern

Bei den Welcome Music Sessions, die monatlich in der Zinnschmelze stattfinden, musizie-
ren Studierende gemeinsam mit Geflüchteten. Von syrischer Folklore über mazedonische 
Liebeslieder bis zu irakischen Improvisationen reicht die Bandbreite. Und früher oder 
später tanzen alle gemeinsam durch den Raum. 
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